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Denn auch diese Rohstoffe waren von den allgemeinen Preisstei-
gerungen der Rohstoffe seit 2002 betroffen. Zur Erhaltung der 
Tradition eines kostengünstigen globalen Rohstoffzugangs – die 
spätestens seit Kolonialismus und Imperialismus gepflegt wird – 
gehen die Weltordnungsmächte zunehmend in die Offensive und 
bemühen dabei umfassend ihre verschiedenen Politikressorts. Die 
staatliche Entwicklungspolitik, die sich gerne ihrer hehren Ziele 
rühmen lässt, unterstützt dabei die von der deutschen und euro-
päischen Außenwirtschaftspolitik forcierten Maßnahmen zur weit-
reichenden marktwirtschaftlichen Öffnung der rohstoffreichen 
Entwicklungsländer. Die Folge ist eine Verstetigung der Rolle als 
weitestgehend industrie- und kapitalfreie Rohstoffexporteure und 
der hiermit einhergehenden nachteiligen Lage in der weltkapitali-
stischen Arbeitsteilung. Die hierdurch verursachte Perpetuierung 
von Armut ist gleichzeitig eine wesentliche Ursache teils gewalt-
sam ausgetragener Konflikte. Sollten hiervon wiederum wichtige 
westliche (Rohstoff-)Interessen bedroht werden, so entscheidet sich 
die „internationale Gemeinschaft“ nicht selten für „friedenserzwin-
gende Maßnahmen“, um diese Interessen zu wahren beziehungs-
weise durchzusetzen. Selbst hier leistet die Entwicklungspolitik 
tatkräftige Schützenhilfe, indem sie über das Konzept der Vernetz-
ten Sicherheit zu einem integralen Bestandteil militärischer „Stabi-
lisierungsoperationen“ geworden ist.
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Abstract

Die materielle Grundlage von Machtpolitik ist seit jeher der 
Zugriff auf Bodenschätze. Dies gilt auch heute für politische 
Akteure mit globalen Machtansprüchen wie Deutschland und die 
Europäische Union. Diese versuchen ihre Politik in den vergan-
gen Jahren verstärkt auf die strategische Sicherung des Zugangs 
auf die in Entwicklungsländern befindlichen Rohstoffe auszurich-
ten, wobei auch nichtenergetischen industriellen Rohstoffen ein 
besonderes Interesse vonseiten der Industrie und Politik zukommt. 
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1 Einleitung

Horst Köhler forderte im Jahre 2010 mit Blick auf Deutschland, 
„dass ein Land unserer Größe mit dieser Außenhandelsorientierung 
und damit auch Außenhandelsabhängigkeit auch wissen muss, dass 
im Zweifel, im Notfall auch militärischer Einsatz notwendig ist, 
um unsere Interessen zu wahren, zum Beispiel freie Handelswege, 
zum Beispiel ganze regionale Instabilitäten zu verhindern“.1 

Wie die Köhler-Debatte zeigte, lehnt die breite Öffentlichkeit 
hierzulande militärische Einsätze zur Durchsetzung wirtschaftli-
cher Interessen ab – ganz im Gegensatz zu den politischen Eliten, in 
denen dies inzwischen zu einer Selbstverständlichkeit geworden zu 
sein scheint. Doch wie in dieser Arbeit gezeigt werden soll, handelt 
es sich hierbei lediglich um die Spitze des Eisbergs. In zunehmen-
dem Maße werden sämtliche staatlichen Instrumente zur Absiche-
rung und Kontrolle von Rohstoffen2 herangezogen, unter anderem 
eben auch die Entwicklungspolitik (EP)3, um die es in dieser Arbeit 
vorrangig gehen wird. 

Während die wirtschaftlichen Produktivitätssteigerungen der letz-
ten zwei Jahrhunderte auf der Verfügbarkeit günstiger Rohstoffe 
basierten4, rechnen Industrielle sowie Politikerinnen und Politiker 
heute mit der Verknappung einiger wichtiger Bodenschätze. Vor 
diesem Hintergrund wächst das Interesse an einem privilegierten 
Zugang zu Bodenschätzen der Länder der Dritten Welt5. Deshalb 
steht zu befürchten, dass sich der Wettlauf der wirtschaftlich stärk-
sten Staaten um solche Rohstoffe – aber auch um Handelsrouten, 
Transportinfrastruktur und Absatzmärkte – verschärfen wird, mit 
der Folge, dass hierdurch wirtschaftliche und machtpolitische 
Ungleichheiten perpetuiert oder gar neue geschaffen werden. Sozi-
ale und ökologische Schäden als Nebenprodukt der Maxime Wirt-
schaftswachstum werden auf die wirtschaftlich und geopolitisch 
schwächsten Staaten abgewälzt – und innerhalb dieser im Besonde-
ren auf die schwächsten Bevölkerungsteile.

Der EP fällt in der heutigen Weltwirtschaft eines primär infor-
mellen Imperialismus – der bevorzugt auf indirekte Ausbeu-
tungsformen denn auf direkte Gewalt setzt – in praktischer und 
ideologischer Hinsicht eine wichtige Rolle zu. Einerseits schafft sie 
partielle Abhilfe, indem sie – zumindest dem Anspruch nach – zur 
Armutsbekämpfung beitragen soll, und genießt zumindest in den 
Staaten des Zentrums dafür hohes Ansehen. Dies insbesondere bei 
Menschen, die sich der horrenden Ungleichheiten zwar bewusst 
sind, aber glauben oder glauben wollen, dass diese durch Wohl-
tätigkeit – unter Ausblendung der wirtschaftlichen Verhältnisse 
– wenn schon nicht überwunden, so doch zumindest auf ein ver-
tretbares Niveau reduziert werden können. Die Praxis zeigt jedoch 
das Scheitern aller Versuche, eine wirksame Armutsbekämpfung zu 
erreichen und die – systemimmanenten – existierenden Ungleich-
heiten zu beseitigen. 

Noch problematischer ist aber andererseits, dass die EP hier sogar 
eine kontraproduktive Rolle spielt: Sie dient etwa der Erschlie-
ßung von Absatzmärkten oder der politischen Einflussnahme über 
konditionierte Hilfsleistungen, insbesondere aber dem Zugang zu 
und der Kontrolle von Rohstoffen. Gleichzeitig sind die maßgeb-
lich von der westlichen EP mitverursachten sozialen Widersprüche 
wiederum eine wesentliche Ursache sozialer Spannungen und Bür-
gerkriege, mit welchen sich eine Vielzahl der Entwicklungsländer 
konfrontiert sehen.6 Gefährden diese Konflikte jedoch wesentliche 
westliche Interessen, so werden diese – wiederum unter Mithilfe 
der EP – nötigenfalls militärisch „befriedet“. Zugespitzt formuliert 
sind demzufolge Militäreinsätze in letzter Konsequenz die Fortset-
zung der per EP (mit-)betriebenen Ausbeutung mit anderen Mit-
teln, wie im Folgenden dargestellt werden soll.

Hierfür soll zunächst im zweiten Kapitel der Arbeit dargestellt 

werden, welche immense Bedeutung der Verfügbarkeit von Roh-
stoffen, dem Wissen um ihre Nutzung und der Kontrolle über 
ihren Handel im Verlaufe der Menschheitsgeschichte zugekommen 
ist und bis heute zukommt: Rohstoffpolitik ist Machtpolitik. Ins-
besondere energetische Rohstoffe – allen voran Kohle, Erdöl und 
Erdgas – sind geopolitisch von überragender Bedeutung. Im Zuge 
der technologischen Veränderungen im Verlaufe des 20. Jahrhun-
derts gewannen allerdings auch nichtenergetische Rohstoffe – etwa 
Industriemetalle – zunehmend an Bedeutung. Für die Herstellung 
von Hightechprodukten – beispielsweise von Mobiltelefonen und 
Fernsehgeräten – sind neben energetischen Rohstoffen eine Viel-
zahl solcher nichtenergetischer Rohstoffe im Produktionsprozess 
unerlässlich. Die vorliegende Arbeit widmet sich vorrangig solchen 
nichtenergetischen industrierelevanten Rohstoffen. Erstens, weil 
diese in den vergangenen Jahren zunehmend die Aufmerksamkeit 
von Politik und Industrie auf sich gezogen haben, und zweitens, da 
bisher wenige Versuche einer kritischen Aufarbeitung der Thematik 
zu existieren scheinen.

Das dritte Kapitel diskutiert eingangs die Versorgungslage mit 
Rohstoffen und die spezifische Interessenlage Deutschlands und der 
Europäischen Union (EU)7. Diese beiden politischen Akteure – auf 
welchen der Fokus der vorliegenden Arbeit lastet – befinden sich in 
einer großen Abhängigkeit vom Rohstoffimport. Während einige 
Staaten der heutigen EU über Jahrhunderte als Kolonisatoren und 
Imperialmächte direkt in die Ökonomien anderer Gesellschaften 
eingreifen konnten, garantiert das Völkerrecht heute formell die 
politische Selbstbestimmung und Unabhängigkeit aller Staaten. 
Die vormaligen direktimperialistischen Einflussnahmen und Kon-
trollen sind mit der Entkolonisierung weitestgehend ersetzt worden 
durch einen informellen Imperialismus. Die Außenhandelspolitik 
und die im Kontext der Entkolonisierung entstehende EP sichern 
den Weltwirtschaftszentren politischen Einfluss auf die Entwick-
lungsländer – der allen voran für den Zugriff auf Rohstoffe des Glo-
balen Südens genutzt wird. Soziale Widersprüche und bewaffnete 
Konflikte in den Entwicklungsländern speisen sich vorrangig aus 
ebendieser Wirtschaftsweise, deren hauptsächliche Stabilisatoren 
die von ihr profitierenden Weltwirtschaftszentren sind.

 Kapitel vier beschäftigt sich mit der deutschen und europäischen 
Rohstoffstrategie, die in enger Abstimmung mit der Wirtschaft ent-
wickelt wurde. Im Kern steht dabei nicht nur das Interesse, den 
Zugriff und die Kontrolle über energetische Rohstoffe (vor allem 
Erdöl und -gas), sondern zunehmend auch den über nicht-ener-
getische Rohstoffe auszubauen. Auf dieses Ziel werden sämtliche 
Ressorts verpflichtet, wobei die jeweiligen Maßnahmen jedoch 
die Perpetuierung, womöglich sogar die Verschärfung von Armut 
zumindest billigend in Kauf nehmen.

In Kapitel fünf wird auf die hochproblematische Rolle der deut-
schen und europäischen EP eingegangen, die ganz wesentlich die 
Kontrolle und den Zugriff auf Rohstoffvorkommen verbessern soll. 
Entgegen ihren hehren Ansprüchen trägt die EP hierdurch zu einer 
Verschärfung von Armut und sozialen Konflikten bei, was dann 
wiederum die Sicherheits- beziehungsweise Militärpolitik auf den 
Plan ruft.

Im abschließenden sechsten Kapitel wird aus diesem Grund auf die 
Frage eingegangen, welche Rolle der deutschen und europäischen 
Sicherheits- und Militärpolitik bei der politischen Rohstoffsiche-
rung zukommt. Diese wird zunehmend auf globale Interventions-
fähigkeit ausgerichtet. Obgleich in der eigenen und auswärtigen 
Bevölkerung größtenteils abgelehnt, ist die Möglichkeit zur militä-
rischen Durchsetzung ökonomischer Interessen, wie gezeigt werden 
wird, in den sicherheitspolitischen und -strategischen Dokumenten 
eindeutig angelegt. Es ist daher zu befürchten, dass Deutschland 
und die EU ihren Verfügungsanspruch über Rohstoffe auch zuneh-
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mend über militärische Maßnahmen durchzusetzen versuchen. Bei 
gegenwärtigen und möglichen künftigen Besatzungsmissionen, die 
die neoliberale und weltmarktoffene Reorganisierung rohstoffrei-
cher Staaten zum Ziel haben, fällt der EP eine bedeutende Rolle zu. 
Einerseits schafft sie innerhalb der eigenen und auswärtigen Bevöl-

kerung Akzeptanz – sowohl materiell, etwa über die Durchführung 
konkreter Bauprojekte, als auch ideell, liefert sie doch Rechtferti-
gungsdiskurse für die moralisch gebotene, entwicklungspolitische 
oder gar militärische, Intervention. Letzteres ist insbesondere im 
Falle sogenannter fragiler oder scheiternder Staaten von Bedeu-

Natürliche Rohstoffe, auch Bodenschätze 
genannt, sind unbearbeitete Grundstoffe. 
Zu diesen zählen Wasser – das neben Luft 
die unmittelbare Lebensgrundlage von 
Mensch und Tier darstellt –, agrarische 
und  industrielle Rohstoffe: Letztere lassen 
sich je nach Verwendung oder physischer 
Beschaffenheit in verschiedene Untergrup-
pen gliedern, beispielsweise in Bau- und 
Keramikrohstoffe, energetische Rohstoffe, 
chemische Rohstoffe oder metallische Roh-
stoffe.

Hinsichtlich der Verfügbarkeit von Roh-
stoffen wird in der Regel zwischen Reserven 
und Ressourcen unterschieden. Während 
Reserven die gegenwärtig wirtschaftlich 
abbaubaren Rohstoffe bezeichnen, sind die 
Ressourcen die physische Gesamtmenge, zu 
welcher auch momentan nicht abbaubare 
Rohstoffe zählen. 

Die Schätzungen der Vorkommen eines 
Rohstoffes werden mit relativer Häufig-
keit korrigiert – etwa aufgrund veränderter 
Förder- und Gewinnungstechniken oder 
aufgrund der Entdeckung neuer Rohstoff-
vorkommen. In einigen Fällen sind durch-
aus Vorkommen nachgefragter Rohstoffe 
bekannt, es findet jedoch keine Ausbeutung 
dieser statt. Dies etwa kann der Fall sein, 
wenn die Gesetzgebung die Ausbeutung des 
Rohstoffes verhindert – beispielsweise zum 
Schutze der Natur oder der in den betroffe-
nen Gebieten lebenden Bevölkerung.

Land wird hier als solches nicht als Roh-
stoff verstanden. Je nach Beschaffenheit des 
Territoriums (Flüsse, Gebirge, subterrane 
Beschaffenheit) ist es jedoch Rohstoffträ-
ger oder lässt sich zum Anbau von Agrar-
rohstoffen nutzen, was die Verfügung über 
Land zur Grundvoraussetzung der Roh-
stoffausbeutung macht.

Im Unterschied zu einem Primärrohstoff 
ist von einem Sekundärrohstoff die Rede, 
wenn der Rohstoff aus den Abfällen roh-
stoffbasierter Produkte gewonnen, also 
recycelt wird.
Nichterneuerbare Rohstoffe und erneuer-
bare Rohstoffe

Zu nichterneuerbaren Rohstoffen gehö-
ren Gesteine/Sedimente, Salze, metallische 
Rohstoffe und fossile Rohstoffe. Letztere 
– Erdöl, Erdgas, Kohle, Uran und Torf – 
beruhen auf organischer Basis und machen 
einen beträchtlichen Teil der globalen 

Energiegewinnung aus. Neben der ener-
getischen Nutzung wird Erdöl zur Her-
stellung von Kunststoffen, Medikamenten 
und anderem verwendet. Metallische Roh-
stoffe sind wichtige mineralische Vorkom-
men und beruhen in ihrer Mehrzahl auf 
anorganischer Basis. Für die Elektronik-, 
Automobil- und andere Industrien sind sie 
unerlässlich. Salze sind wichtiger Teil der 
chemischen und der Nahrungsmittelindu-
strie, während (Sediment-)Gesteine insbe-
sondere in der Bauindustrie Verwendung 
finden.

Zu erneuerbaren Rohstoffen gehören 
insbesondere Agrarrohstoffe: Landwirt-
schaftliche Erzeugnisse werden neben der 
Lebensmittelerzeugung im Zuge der ange-
peilten Unabhängigkeit von nicht erneuer-
baren fossilen Energieträgern zunehmend 
zur Energiegewinnung verwendet. 
Energetische Rohstoffe und Nichtenerge-
tische Rohstoffe

Energetische Rohstoffe werden zur Ener-
gieerzeugung genutzt. Es kann sich dabei 
um erneuerbare und nichterneuerbare Roh-
stoffe handeln. Hierunter fallen etwa Erdöl 
und Erdgas, Stein- und Braunkohle, Uran, 
Agrartreibstoffe und Wasser sowie Sonne 
und Luft, wobei Letztere keine Rohstoffe 
im eigentlichen Sinne darstellen. 

Nichtenergetische Rohstoffe sind che-
mische, metallische und Bau- und Kera-
mikrohstoffe, die für die chemische, 
Elektro- und Bauindustrie von grundlegen-
der Bedeutung sind.
Konventionelles und nichtkonventionel-
les Erdöl

Konventionelles Erdöl ist im Vergleich 
zu nichtkonventionellem Erdöl mit weni-
ger Aufwand und insgesamt kostengünsti-
ger zu fördern. Ungefähr 95 Prozent der 
Erdölproduktion ist konventioneller Art.1 
Die nichtkonventionelle Erdölförderung 
bezeichnen eine Mehrzahl von Erdölförder-
arten, so etwa die von „Ölsanden, Ölschie-
fer, Schweröl, Tiefseeöl, polarem Öl und 
Gaskondensat“2. Diese Förderformen sind 
in aller Regel wirtschaftlich weniger profi-
tabel und gehen mit stärkerer ökologischer 
Belastung einher. 
Metallische Rohstoffe

Es gibt mehr als 70 Metalle und Halb-
metalle, die sich in weitere Untergrup-

pen aufteilen lassen – etwa Edelmetalle, 
Leichtmetalle und Schwermetalle. Von 
Erzen abgeworfen, kommen solche Metalle 
teilweise durchaus in relativ hoher Kon-
zentration vor. Andere hingegen nur in 
solch geringen Mengen, dass sie lediglich 
als Nebenprodukt beim Abbau anderer 
Metalle gewonnen werden.3 Metallische 
Rohstoffe werden zur Herstellung eines 
großen Teiles der alltäglich verwendeten 
Güter benötigt – etwa für elektronische 
Geräte oder Baumaterial.
Seltene Erden

Zu den Seltenen Erden zählen 17 Metalle: 
Cer, Dysprosium, Erbium, Europium, 
Gadolinium, Holmium, Lanthan, Lute-
tium, Neodym, Praseodym, Promethium, 
Samarium, Scandium, Terbium, Thulium, 
Ytterbiem, Yttrium. Sie sind insbesondere 
wichtig für die Herstellung von High-
techprodukten und teilweise schwer zu 
substituieren. Seltene Erden finden etwa 
Verwendung zur Herstellung von Katalysa-
toren, Hochleistungspermanentmagneten, 
Hybridautos, Windturbinen, Computern 
und bei militärischen Gütern, etwa Rake-
ten und Bomben.4

Bei den Seltenen Erden stellt sich die 
Situation so dar, dass eine tatsächliche 
Seltenheit oder geologische Nichtverfüg-
barkeit kaum vorliegt. „Die derzeit bekann-
ten Reserven werden noch für mehrere 
Jahrhunderte reichen.“5 Ein intensivierter 
Abbau – als Reaktion auf die befürchteten 
Versorgungsknappheit mit Seltenen Erden 
– bleibt vielerorts trotz der geologischer 
Verfügbarkeit aufgrund mangelnder markt-
wirtschaftlicher Rentabilität aus.

Anmerkungen
1 	 Planungsamt der Bundeswehr, Dezernat 

Zukunftsanalyse (2012): Teilstudie 1. Peak 
Oil. Sicherheitspolitische Implikationen 
knapper Ressourcen. In: Streitkräfte, Fähig-
keiten und Technologien im 21. Jahrhun-
dert. Umweltdimensionen von Sicherheit, 
S. 98.

 2 	 Ebd.: S. 97.
 3 	 Bäuerle, Lukas; Behr, Maria; Hütz-Adams, 

Friedel (2011): Im Boden der Tatsachen. 
Metallische Rohstoffe und ihre Nebenwir-
kungen. SÜDWIND e.V. (Hg.), Institut 
für Ökonomie und Ökumene, S. 4 f.

4  	 Ebd.: S. 34.
5 	 Ebd.

Kasten 1: Übersicht über Rohstoffe
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tung, an denen Deutschland und die EU aufgrund deren Roh-
stoffreichtums ein besonderes Interesse anmelden. Die Debatten 
über die Legitimität direkter Interventionen werden insbesondere 
dominiert von humanitären und sicherheitspolitischen Diskursen, 
welche in großem Maße durch die staatliche EP getragen werden. 
Andererseits ist die EP im Rahmen der so genannten „vernetzten 
Sicherheit“ auch ein integraler Bestandteil westlicher Kontrollstra-
tegien vor Ort geworden – ihr Schwerpunkt liegt nicht mehr auf 
der Bekämpfung von Armut, sondern auf die Unterstützung sicher-
heits- beziehungsweise militärpolitischer Ziele. Die seit jeher beste-
hende interessensgeleitete Selektivität der Entwicklungshilfe droht 
sich hierdurch noch weiter zu verschärfen. 

2 Geschichtlicher Abriss: Bedeutung 
der Rohstoffe

Neben der Aneignung der elementaren und zur Reproduktion 
des Lebens unabdinglichen Ressourcen wie etwa Wasser und Nah-
rung, haben sich die verschiedenen Formen der Nutzung irdischer 
Rohstoffe im Laufe der Zeit vielmals tiefgreifend verändert. Ange-
fangen mit Werkzeugen aus Holz und Stein war der Zugriff auf 
und die Instrumentalisierung von Rohstoffen von Anbeginn die 
Basis der geschichtlich bekannten menschlichen Gesellschaften. 
Die Verfügbarkeit und das Wissen über die Instrumentalisierung 
von Rohstoffen prägt bis heute die Organisationsform und mate-
rielle Realisierung der menschlichen Gesellschaften. Es war die 
Neolithische Revolution, in deren Verlauf einige frühgeschichtliche 
Gesellschaften des Vorderen Orients ihre Wirtschaftsweise tiefgrei-
fend veränderten. Es vollzog sich hier der Übergang von der aneig-
nenden zur produzierenden Wirtschaftsweise: die Domestizierung 
von Pflanzen und Vieh, die Sesshaftwerdung und das Entstehen 
erster Formen von Urbanität. Dieser tiefgreifende Wandel war die 
Basis der folgenden wirtschaftlichen Revolutionierungen, die die 
menschlichen Gesellschaften vollziehen würden. Die Benennung 
der Epochen – etwa der Bronze- oder Eisenzeit – verweist auf die 
fundamentale Bedeutung der Förderung und technischen Nutzung 
der Rohstoffe für die jeweiligen menschlichen Gesellschaftsformen. 
Auch dem Handel kam früh eine große Bedeutung zu. Schon im 
Altertum wurden über die Bernsteinstraße Güter zwischen Nord- 
und Ostsee und dem Mittelmeer transportiert und gehandelt. Ein 
anderes historisches Beispiel bildete die Seidenstraße, die schon in 
der Antike China mit Mitteleuropa verband und so den materiel-
len als auch ideellen Austausch zwischen Europa und Asien ermög-
lichte. 

Mit der Rohstoffnutzung und -verwertung waren von Anbeginn 
Fragen nach Absatzmärkten und nach der Kontrolle von Trans-
portrouten verbunden – und somit militärische Fragen. Die medi-
terrane See- und Handelsmacht Karthago sah sich etwa mit dem 
aufstrebenden Imperium Romanum konfrontiert und so kam es 
im 3. und 2. Jahrhundert vor Christus zu den Punischen Kriegen 
um die Vorherrschaft im Mittelmeer. „Nicht nur die Verarbeitung 
von Metallerzen zu Alltagsgegenständen und Waffen hatte großen 
Einfluss auf die Kulturen verschiedenster Regionen sowie den 
Verlauf von Kriegen, sondern auch die Verfügbarkeit von Edel-
metallen wie Gold und Silber, die seit Alters her als Währungen 
dienen.“8 Rohstoffzugriff, Wissen um die Verwertung derselben, 
die Kontrolle wichtiger maritimer und terrestrischer Handelswege, 
Absatzmärkte und damit verbundene Expansionen blieben auch 
im Mittelalter essentielle Elemente der Machtpolitik. Mit ihnen 
standen und fielen Imperien. Das Osmanische Reich erfreute sich 
über einen langen Zeitraum eines profitablen Monopols auf den 
europäischen Indienhandel, welches erst mit der technologischen 

Verbesserung der europäischen Schifffahrt und mit der Entdeckung 
des Seeweges um Afrika nach Asien endete. Nicht zuletzt auch das 
Spanische Kolonialreich war getrieben vom und finanziert durch 
den Zugriff auf die Rohstoffe Asiens, Ozeaniens, Afrikas und nicht 
zuletzt Amerikas – wovon etwa die Silberminen im Cerro Rico bei 
Potosí Zeugnis ablegen.

Im Zuge der Industriellen Revolution, die ihren Anfang Mitte 
des 18. Jahrhunderts in Großbritannien nahm, vollzog sich in 
Teilen Europas ein weitreichender Wandel der Wirtschafts- und 
Produktionsweise. Während zuvor insbesondere Holz zur Energie-
gewinnung benutzt wurde, sind es nun fossile Brennstoffe – zuerst 
Kohle, später Erdöl und Erdgas –, die zur Energieerzeugung ein-
gesetzt wurden, und die Industrialisierung und den Eisenbahnbau 
ermöglichten. Spätestens im Verlaufe dieser Entwicklung verschob 
sich das weltwirtschaftliche Zentrum nach Westeuropa.9 „Der 
dramatische Durchbruch erfolgte in Großbritannien um 1750, 
als das aufstrebende Gewerbe erstmals neue Energieträger in bis-
lang ungekannter Größenordnung für die Produktion einsetzte. 
Die Dampfmaschine markiert den einschneidenden Wendepunkt 
der neuzeitlichen Geschichte. Durch die Nutzbarmachung eines 
gigantischen Vorrats an Primärenergie in Form fossiler Brennstoffe 
setzte die Dampfmaschine die Massenproduktion von Gütern und 
Dienstleistungen in einem Ausmaß in Gang, das die kühnsten 
Träume der vorindustriellen Ära bei weitem übertraf.“10 Ein stetig 
wachsender Teil der globalen Territorien wurden im Kolonialismus 
und im Imperialismus in die Weltwirtschaft eingegliedert: So stellte 
das einen Freihandel forcierende britische Imperium im Jahre 1880 
allein 46 Prozent der global gehandelten Tonnage, umfasste im 
Jahre 1909 20 Prozent der Erdfläche und zwangsbeheimatete 23 
Prozent der damaligen Weltbevölkerung.11 

Die technischen Errungenschaften, die nicht zuletzt das Ergeb-
nis einer Verfügbarkeit und massiven Verwendung von Eisen und 
Kohle waren, schafften ein neues Wirtschaftsmodell mit indu-
strieller Basis, das große Teile der Welt bis heute prägt und die 
Grundlage der sich auch heute vollziehenden technologischen 
Revolutionierungen darstellt. Die umfassende Nutzung von Erdöl 
begann in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts und weitete sich 
im Verlaufe des 20. Jahrhundert mit neuen Funden und einer stark 
auf Erdölkonsum basierenden und sich globalisierenden Wirt-
schaftsweise massiv aus. Der sich aus der Nutzung fossiler Energie-
träger ergebende Energieüberschuss „war die Voraussetzung für das 
Wirtschaftswachstum, das sich bis heute fortsetzt.“12 

Der Aufstieg Europas und später Nordamerikas zu den Zentren 
der Weltwirtschaft verdankte sich sowohl endogenen als exoge-
nen Faktoren. Die quasi unbeschränkte Verfügbarkeit über billige 
Arbeitskraft durch die Sklaverei und die Aneignung der Rohstoffe 
aus den kolonisierten Gebieten sowie die Öffnung ferner Märkte – 
gedacht sei etwa an die Opiumkriege des 19. Jahrhunderts – waren 
einige der Faktoren, die die Industrielle Revolution bedingten. Die 
äußeren Konfliktlinien im Imperialismus sollten allerdings nicht 
über innergesellschaftliche Spaltungen der aufkommenden Indu-
strieländer hinwegtäuschen. Denn eine weitere Voraussetzung der 
dargestellten Entwicklung war die massive Proletarisierung großer 
Teile der europäischen Bevölkerung. Die „Soziale Frage“ gewann 
in der europäischen Politik Ende des 19. und zu Beginn des 20. 
Jahrhunderts stark an Bedeutung, um dem Druck der sich organi-
sierenden Arbeiterbewegungen zu begegnen.13 

Nach den zwei imperialistischen Weltkriegen in der ersten Hälfte 
des 20. Jahrhunderts – in denen es auch um die Kontrolle strate-
gisch wichtiger Rohstoffe, allen voran Erdöl ging14 –, kam es zur 
Gründung der Vereinten Nationen (UN/VN) im Jahre 1945 und 
zu einer Bekräftigung des Selbstbestimmungsrechts der Völker. Die 
Vereinigten Staaten von Amerika (USA) beerbten nach dem Zwei-
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ten Weltkrieg endgültig das britische Imperium als globale Super-
macht. Mit der dritten Dekolonisierungswelle zwischen 1945 und 
1975 vollzog sich die politische Unabhängigkeit und nationalstaat-
liche Konstituierung fast aller ehemaliger Kolonien, „obwohl sie als 
politische Einheiten einschließlich ihres Namens überwiegend Pro-
dukte der Kolonialherrschaft waren.“15 Die Gründung der „Stütz-
pfeiler der ökonomischen Nachkriegsordnung“16 bei der Konferenz 
von Bretton Woods – nämlich des Internationalen Währungsfonds 
(IWF) im Jahre 1944 und der Weltbank im Jahre 194517 – spiel-
ten eine bedeutsame Rolle bei der Etablierung eines Regimes der 
informellen Einflussnahme.18 Bei der neuen Aufteilung der Welt 
während des Kalten Krieges und seiner heißen Stellvertreterkriege 
– insbesondere durch die USA, ihren Kontrahenten, die Sowjetu-
nion, aber bald auch durch ehemalige europäische Kolonialstaaten 
– nimmt die Entwicklungspolitik in ihrer modernen Form ihren 
Anfang, als das „Kind eines nüchternen, diplomatischen Realis-
mus“19. Von Anbeginn ist sie Teil ebenjener Machtpolitik, zu deren 
herausragenden Bedingungen in erster Linie die Sicherstellung der 
Verfügung über Rohstoffe gehört. 

3 Rohstoffe: Vorkommen, Verteilung, 
Konsum

Die Bodenschätze verteilen sich insgesamt ungleich über den Pla-
neten. Ohne eine umfassende und erschöpfende Übersicht über die 
geologische Verteilung der vielfältigen Rohstoffe geben zu können, 
sollen im Folgenden einige für die behandelte Thematik wichtige 
Sachverhalte herausgestellt und mit einigen Zahlen20 unterlegt 
werden. Im Fokus steht hierbei die Abhängigkeit der EU und 
Deutschlands vom Rohstoffimport. Außerdem soll knapp skizziert 
werden, wie ungleich verschiedene Regionen von der weiter wach-
senden globalen Rohstoffentnahme profitieren. Letztere erhöhte 
sich allein zwischen den Jahren 1980 und 2005 um fast 50 Prozent 
und beträgt etwa 60 Milliarden Tonnen pro Jahr21 – bei steigender 
Tendenz.

3.1 Rohstoffabhängigkeit Deutschlands und der EU

Etwa 80 Prozent der weltweiten Energieversorgung basieren auf 
fossilen Brennstoffen.22  Die Vorkommen von Erdöl – von dessen 
Verfügbarkeit etwa 90 Prozent aller Industriegüter abhängig ist23 
– befinden sich zu 73 Prozent in den Ländern der Organisation 
erdölexportierender Länder (OPEC)24. Allein in Saudi-Arabien 
befinden sich 18 Prozent, in den USA und Kanada gemeinsam 13 
Prozent und innerhalb der Gemeinschaft Unabhängiger Staaten 
(GUS)25 6 Prozent der Erdölreserven.26 

Innerhalb Europas ist es insbesondere der Nicht-EU-Staat Norwe-
gen, welcher über große Ölvorkommen verfügt, somit eine große 
Energieunabhängigkeit aufweist27 und dessen Lieferungen im Jahr 
2012 10,8 Prozent der gesamten EU-Erdölimporte ausmachten.28 
Die EU zeichnet sich insgesamt durch eine große Abhängigkeit von 
Importen energetischer Rohstoffe aus – und hierbei wiederum spie-

len Erdöllieferungen Russlands eine wesentliche Rolle (31,4 Pro-
zent im Jahr 201229).

Tatsächlich sind die europäischen Reserven nicht nur an solchen 
fossilen Rohstoffen, sondern auch an metallischen Bodenschätzen 
gering.30 Die zur Herstellung industrieller Produkte äußerst wich-
tigen nichtenergetischen Metalle konzentrieren sich oftmals auf 
einzelne Regionen oder einzelne Produktionsländer. Etwa Chrom 
und Platin finden sich zu 80 bis 90 Prozent auf dem afrikanischen 
Kontinent.31 Bei Seltenen Erden, Niob und Vanadium machen die 
drei jeweils führenden Länder über 98 Prozent der weltweiten Pro-
duktion aus und bei einer ganzen Reihe weiterer Rohstoffe ist die 
Konzentration auf einzelne Produzenten ähnlich groß.32 „Bei den 
mengenmäßig am stärksten nachgefragten Metallen fällt auf, dass 
diese zwar aus einer Vielzahl von Ländern stammen, sich die Pro-
duktion für einzelne Rohstoffe jedoch teilweise auf wenige Länder 
konzentriert.“33 Wie sich die EU-Kommission bewusst ist, existiert 
eine starke Importabhängigkeit der EU bei Hochtechnologieme-
tallen, so etwa bei seltenen Erden, Kobalt, Platin und Titan. Bei 
Metallerzen beträgt der Anteil der EU an der globalen Produktion 
lediglich drei Prozent.34

Auf der anderen Seite kann die EU durchaus auf einige eigene 
Rohstoffvorkommen zählen: „Die EU ist Selbstversorger bei mine-
ralischen Baustoffen, insbesondere bei Zuschlagstoffen, und ist 
einer der weltweit bedeutendsten Erzeuger von Gips und Natur-
stein.“35 Auch Deutschland ist Selbstversorger bei einigen Roh-

Abbildung 1: Ressourcenverbrauch nach Gesellschaftstyp 
(in Kilogramm pro Tag)

Jäger- und Samm-
lergesellschaft

Gesellschaft mit 
Ackerbau und Vieh-

zucht

Moderne Konsum-
gesellschaft

3 11 44

Quelle: SERI, GLOBAL 2000, Friends of the Earth (2009): S. 7.

Abbildung 2: Energieimportabhängigkeit Europäische Union im 
Jahre 2011 (in Prozent) 

EU (27 Staaten, ohne Kroatien) 53,8
Belgien 72,9
Bulgarien 36,6
Dänemark -8,5
Deutschland 61,1
Estland 11,7
Finnland 538
Frankreich 48,9
Griechenland 65,3
Irland 88,9
Italien 81,3
Lettland 59,1
Litauen 81,8
Luxemburg 97,2
Malta 100,6
Niederlade 30,4
Österreich 69,3
Polen 33,7
Portugal 77,5
Rumänien 21,3
Schweden 36,6
Slowenien 48,3
Slowakei 64,2
Spanien 76,4
Tschechische Republik 27,9
Ungarn 52
Vereinigtes Königreich 36
Zypern 92,4

Quelle: Eurostats (2013)
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stoffen, unter anderem bei Kalisalzen, Gips oder Braunkohle. Bei 
anderen Rohstoffen hingegen ist Deutschland zu hundert Prozent 
– etwa bei Metallerzen und -konzentraten –, bei anderen in einem 
beträchtlichen Maße vom Rohstoffimport abhängig – etwa bei 
Mineralöl zu 97 Prozent und bei Erdgas zu 84 Prozent.36 So entfie-
len auf diese beiden energiepolitisch äußerst wichtigen Rohstoffe 
im Jahre 2010 allein 174,7 Millionen Tonnen der insgesamt 287,5 
Millionen Tonnen der deutschen Rohstoffeinfuhren, gefolgt von 
Eisenerzen (43,2 Millionen Tonnen) und Steinkohle (39,4 Millio-
nen Tonnen).37

3.2 Neue Konkurrenten

Rohstoffe werden auf dem Weltmarkt gehandelt, in dem die 
Staaten beziehungsweise Konzerne in einem wirtschaftlichen Kon-
kurrenzverhältnis versuchen, sich einen möglichst großen Anteil 
an dem hieraus resultierenden Reichtum zu sichern. Ganz gleich 
ob die ökonomischen Eliten in Form staatskapitalistischer Unter-
nehmen oder multinationaler Privatunternehmen auftreten, haben 
sie ein Interesse an der Aufrechterhaltung oder Schaffung eines 
Zustandes, der ihnen einen möglichst günstigen und quantitativ 
ihrer Produktionsweise angepassten Zugang zu den Bodenschätzen 
sichert. Der 1. Sektor38 ist und bleibt dabei die materielle Basis des 
2. und 3. Sektors – auch wenn Letzterer im Verlaufe der „Digitalen 
Revolution“ stark an Bedeutung gewonnen hat –, sodass einer roh-
stoffimportabhängigen Volkswirtschaft und deren Unternehmen 
besonders viel daran gelegen ist, Rohstoffe auf dem Weltmarkt zu 
günstigen Preisen zu erhalten und eine relative Stabilität der Preise39 
sicherzustellen.

Wie die EU-Kommission im Jahre 2011 feststellte, steigen die 
Rohstoffpreise auf ebendiesem Weltmarkt seit 2002 – den einzi-
gen Dämpfer erhielt der Preisanstieg zwischen den Jahren 2008 
und 2009 in Folge des Nachfrageeinbruchs aufgrund der Wirt-
schafts- und Finanzkrise. Einen Grund für diesen Anstieg nennt 
die EU-Kommission ebenfalls: „Zwischen 2002 und 2008 wurden 
aufgrund des lebhaften weltweiten Wirtschaftswachstums, insbe-
sondere in Schwellenländern wie China, Rohstoffe sehr viel stär-
ker nachgefragt. Verschärft wird dieser Nachfrageanstieg durch die 
weitere rasche Industrialisierung und Verstädterung in Ländern 
wie China, Indien und Brasilien. China verbraucht bereits jetzt 
weltweit am meisten Metalle.“40 Für die Bundesanstalt für Geo-
wissenschaften und Rohstoffe (BGR) ist sogar klar: „China ist der 
Hauptauslöser der jüngsten, seit etwa 2003 herrschenden Rohstoff-
hausse, nicht aber die alleinige Ursache dafür.“41

Das Industriekapital reagiert mit großer Sorge auf diese Entwick-
lung und versucht, auf die  „gesamtwirtschaftlichen Auswirkun-
gen“ als Folge der Steigerungen der Rohstoffpreise hinzuweisen. 
Dem Bundesverband der Deutschen Industrie e.V. (BDI) zufolge 
hätten die Preiserhöhungen metallischer und mineralischer Roh-
stoffe seit dem Jahre 2001 „in der gesamten Wertschöpfungskette 
insgesamt zu Zusatzkosten von fast 100 Mrd. Euro und dem Ver-
lust von 148.000 Arbeitsplätzen [geführt]“42.

Tatsächlich ist gegenwärtig davon auszugehen, dass sich die Nach-
fragesteigerung, und damit die Preiserhöhung, fortsetzten wird: 
„Den derzeitigen Prognosen zufolge wird die Rohstoffnachfrage 
auch in den nächsten Jahrzehnten nicht nachlassen. Es ist nicht 
abzusehen, wann der Bedarf Chinas gesättigt sein und welche Rolle 
der potentiell ähnlich große Markt Indiens in Zukunft überneh-
men wird. Auch in anderen Schwellenländern wird die Metallnach-
frage anziehen.“43 

Ähnlich wird sich die Situation bei energetischen Rohstoffen 
darstellen, so erwartet etwa das New Policy Scenario der Inter-
nationalen Energieagentur (IEA) einen Anstieg der globalen 
Energienachfrage.44 China war im Jahre 2012 der größte Primär-
energieverbraucher mit 21,9 Prozent – vor den USA mit 17,7 Pro-
zent.45 Die Nachfrage des bevölkerungsreichsten Landes wird sich 
Schätzungen zufolge auch von 2015 bis 2030 nochmals um knapp 
30 Prozent erhöhen.46 Auch was Seltene Erden anbelangt – deren 
Reserven Schätzungen zu Folge zu 50 Prozent in China liegen47 – 
wird für den Zeitraum 2015 bis 2020 je nach Verwendungsgebiet 
ein Nachfrageanstieg von fünf bis 15 Prozent erwartet.48

3.3 Ungleichheit im Rohstoffkonsum

Seit der kolonialen Expansion über den Imperialismus bis heute 
profitieren insbesondere europäische Staaten vom günstigen Zugriff 
auf nichteuropäische Rohstoffe. Dies äußert sich in der Ungleich-
heit des Rohstoffkonsums pro Person und Erdteil, welcher in keinem 
Verhältnis zu den geographischen Vorkommen der Rohstoffe steht: 
„Die Bevölkerung reicher Länder konsumiert bis zu zehnmal mehr 
natürliche Ressourcen als jene in den ärmsten Ländern.“49 Einwoh-
nerinnen und Einwohner Europas konsumieren pro Tag und Person 
ungefähr 43 Kilogramm Rohstoffe, jene Nordamerikas circa 90 
Kilogramm und jene Ozeaniens etwa 100 Kilogramm. Schon Ein-
wohnerinnen und Einwohner Europas – deren Konsum also noch 
deutlich unterhalb des Durchschnittes jener Ozeaniens und Norda-
merikas liegt – konsumieren dreimal mehr Rohstoffe als jene Asiens 
und sogar viermal mehr als jene Afrikas.50 

Abbildung 3: Primärenergie: Nachfrage weltweit, Prognose bis 2035 des New Policy Scenario der Internationalen Energieagentur 
(in Megatonne Öleinheiten) 

Wasserkraft Weitere 
erneuerbare 

Energie

Nuklear Biomasse und 
Bioabfall

Erdgas Kohle Erdöl Weltweite 
Energienach-

frage

1990 184 36 526 904 1674 2233 3222 8779

2008 276 89 712 1225 2596 3315 4059 12271

2015 331 178 818 1385 2919 3892 4252 13776

2020 376 268 968 1501 3132 3966 4346 14556

2025 417 384 1078 1627 3331 3986 4440 15263

2030 450 521 1178 1780 3550 3984 4550 16014

2035 476 699 1273 1957 3748 3934 4662 16748

Quelle: International Energy Agency (2010): S. 618.
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Insbesondere solche Länder mit hohem Rohstoffkonsum pro 
Person sind in der Regel auf den Import von Rohstoffen angewie-
sen und profitieren vom günstigen Zugriff auf die Vorkommen 
innerhalb sogenannter Rohstoffländer. Der Ausdruck Rohstoffland 
sagt keineswegs, dass das Charakteristische des Landes quantitativ 
herausragende Rohstoffvorkommen sind. Vielmehr bezeichnet er 
die wirtschaftliche Verfassung eines Landes – nämlich, dass ein 
Großteil der Wirtschaft auf den Export von Rohstoffen für den 
Weltmarkt ausgerichtet ist. Beachtenswert ist dies etwa bei den 
lateinamerikanischen Ländern, die sich – obgleich ihre politische 
Unabhängigkeit sich schon im Verlaufe des 19. Jahrhunderts voll-
zog – bis heute mehrheitlich nicht von der Rolle des Rohstoffex-
porteurs lösen konnten. Im Falle Afrikas ergeben sich sogar fast 80 

Prozent aller Exporteinnahmen aus der Ausfuhr fossiler und mine-
ralischer Rohstoffe.51 Mark Curtis, Direktor von Curtis Research, 
erkennt: „Die Abhängigkeit von Rohstoffexporten ist eng mit 
Armut und hoher Verschuldung verknüpft – so haben etwa unver-
arbeitete Rohstoffe einen Anteil von 83 Prozent an den Exporten 
der hochverschuldeten armen Länder“52 Es ist insbesondere die 
Verstetigung dieser Rolle der Entwicklungsländer als Rohstoffex-
porteure, die die gegenwärtige deutsche und europäische Politik 
forciert, wie im folgenden Kapital herausgearbeitet werden soll.

Abbildung 4: Konzentration ausgewählter Roh-
stoffe: Anteil der drei jeweils produktionsführenden 
Länder, Jahr 2012 (in Prozent)

Seltene Erden 99,9
Niob 99,6
Vanadium 98,1
Platin 94,3
Antimon 93,7
Magnesium 93,7
Granat 93,7
Wolfram 92,8
Wismut 90,8
Palladium 87,5
Graphit 83,8
Zinn 81,7
Fluorit 78
Indium 76,4
Magnesit 76,3
Kobalt 72,4

Statista (2012b).

Abbildung 5: Ausgewählte Rohstoffe Deutschlands: Selbstversorgungsanteil und 
Importanteil, Jahr 2012 

Anteil in Prozent: 
Selbstversorgung

Anteil in Prozent: 
Importabhängigkeit

Kalisalz 100 0
Schwefel 100 0
Gips, Andydrit 100 0
Gesteinskörnungen 100 0
Steinsalz 100 0
Kalk-, Dolomitsteine 100 0
Braunkohle 100 0
Kaolin 96 4
Feldspat 90 10
Raffinade-Blei 72 28
Bentonit 56 44
Raffinade-Aluminium 53 47
Raffinade-Kupfer 52 48
Steinkohle 28 72
Baryt 22 78
Erdgas 16 84
Flußspat 12 88
Mineralöl 3 97
Speckstein, Talk 0 100
Magnesit 0 100
Phosphate 0 100
Graphit 0 100
Metallerze, -konzentrate 0 100

Quelle: Statista (2012a).

Abbildung 6: Seltene Erden: Reserven, ausgewählte 
Länder (Jahr 2012 in 1.000 Tonnen)

Weltweit 111000
China 55000
USA 13000

Indien 3100
Australien 1600
Brasilien 36
Malaysia 30

Andere Länder 41000
Quelle: Statista (2013b).

Abbildung 7: Seltene Erden: Schätzung über globale Nachfrage in ausgewählten 
Anwendungsgebieten, von 2015 bis 2020

Minimum der Wachs-
tumsprognose in Prozent

Maximum der Wachs-
tumsprognose in Prozent

Magnete 10 15
Metallverbindungen 5 10

Phosphor 5 7
Keramik 6 8
Sonstige 8 12

Quelle: Statista (2011).
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4  Die Rohstoffstrategie Deutschlands 
und der EU

In den letzten Jahren rückt die Frage der Rohstoffkontrolle ver-
stärkt ins Zentrum der Aufmerksamkeit. Dies gilt sowohl für politi-
sche Entscheidungsträgerinnen und Entscheidungsträger, vor allem 
aber auch die Industrie widmet sich inzwischen verstärkt diesem 
Thema. Besondere Aufmerksamkeit erfahren hier mittlerweile auch 
nicht-energetische Rohstoffe. Auf dieser Grundlage wurden in 
jüngster Zeit in enger Kooperation zwischen Industrie und Politik 
sowohl auf europäischer als auch auf deutscher Ebene umfassende 
Rohstoffstrategien ausgearbeitet. Die hierfür ins Auge gefassten 
Maßnahmen sollen den Zugriff auf ausländische Rohstoffvorkom-
men verbessern, nehmen aber – zumindest billigend – die Perpe-
tuierung, womöglich sogar die Verschärfung von Armut in Kauf.

4.1 Sicherung nichtenergetischer Rohstoffe

Jürgen Thumann, ehemaliger Präsident des BDI53, wies mit klaren 
Worten auf die Bedeutung nichtenergetischer Industrierohstoffe 
hin: „Verglichen mit Öl und Gas stellen diese Rohstoffe in unse-
rer Importstatistik keine großen Posten dar. Aber wenn sie fehlen, 
dann stehen bei uns die Räder still!“54 Großen plastischen Wert hat 
auch die Beschreibung des gleichen Sachverhalts durch den derzei-
tigen BDI-Präsidenten Ulrich Grillo: „Nicht nur Öl und Gas, auch 
die nichtenergetischen Erze und Metalle sind für den Industrie-
standort Deutschland strategisch wichtig. Wenn wir kein Benzin 
mehr bekommen, fahren unsere Autos nicht mehr. Aber: Wenn wir 
keine Metalle mehr bekommen, brauchen wir kein Benzin mehr, 
dann haben wir keine Autos mehr!“55

4.2 Bundesregierung und Industrie: Hand in Hand im 
Rohstoffdialog

Nachdem es spätestens seit 2003 zu einem Anstieg der Rohstoff-
preise kam, veranstaltete der BDI am 08. März 2005 in Berlin einen 
ersten Rohstoffkongress. Dieser sollte den Auftakt für einen inten-
sivierten Dialog zwischen Politik und Wirtschaft in der Frage der 
Rohstoffversorgung Deutschlands darstellen. Beschlossen wurde 
damals, eine umfassende deutsche Rohstoffstrategie zu entwickeln, 
„die gemeinsam von Politik und Wirtschaft getragen wird.“56 Aus 
dem Dialog zwischen Industrie und Wirtschaft – der auf weiteren 
Rohstoffkongressen des BDI in den Jahren 2007 und 2010 fort-
geführt wurde – gingen unter anderen die Dokumente „Elemente 
einer Rohstoffstrategie der Bundesregierung“ (2007) und die „Roh-
stoffstrategie der Bundesregierung – Sicherung einer nachhaltigen 
Rohstoffversorgung Deutschlands mit nicht-energetischen minera-
lischen Rohstoffen“ (2010) hervor. Seit dem Jahre 2007 besteht 
darüber hinaus ein Interministerieller Ausschuss Rohstoffe unter 
Vorsitz des Bundesministeriums für Wirtschaft und Technologie 
(BMWi). Auf dieser Linie liegt auch die Gründung der Deutschen 
Rohstoffagentur, die in der Bundesanstalt für Geowissenschaften 
und Rohstoffe sitzt und Beratung und Unterstützung für Wirt-
schaftsunternehmen anbietet. 

Im Frühjahr 2012 wurde ferner die Rohstoffallianz GmbH (RA) 
gegründet. Dabei handelt es sich um eine privatwirtschaftliche 
Initiative und Vertretung der Industrie vor der Politik, der schon 
einige industrielle Größen – etwa die BMW AG und Volkswagen – 
beigetreten sind. Die RA – „ein notwendiger Schritt, um die Kräfte 
zu bündeln“57 – wurde von der Politik ausdrücklich begrüßt (siehe 
Kasten 3).58 Auf der im September 2013 abgehaltenen Tagung des 
Deutschen Rohstofftages in Berlin unter der Schirmherrschaft des 
Bundesministeriums für Wirtschaftliche Zusammenarbeit und 

Entwicklung (BMZ) war etwa mit Dierk Paskert von der RA ein 
bedeutender Vertreter des deutschen Industriekapitals anwesend.59

Auch auf europäischer Ebene nimmt die Frage der Rohstoffver-
sorgung seit spätestens 2005 eine wichtige Stellung ein. Im Dezem-
ber jenen Jahres veröffentlichte die EU-Kommission das Papier 
„Thematische Strategie für eine nachhaltige Nutzung natürlicher 
Ressourcen“. Es folgten das im Jahre 2008 veröffentlichte Doku-
ment „Die Rohstoffinitiative – Sicherung der Versorgung Europas 
mit den für Wachstum und Beschäftigung notwendigen Gütern“, 
ein Bericht über 14 für die EU kritische Rohstoffe, deren kosten-
günstige Verfügbarkeit sichergestellt werden soll. 

Auch die europäische Rohstoffstrategie entstand augenscheinlich 
in enger Abstimmung mit der Industrie: „Insbesondere die Berg-
bau- und Rohstoffindustrie scheint bei der Gestaltung der Roh-
stoffinitiative großen Einfluss gehabt zu haben. Bereits im Jahr 
2003 entwickelte Eurometaux – der Verband der europäischen 
Nichteisen-Metallindustrie – eine zweijährige Lobbystrategie für 
mehr Bewusstseinsbildung und zur Schaffung neuer Bündnisse auf 
Ebene der EU und der Mitgliedsstaaten, um gegen Verzerrungen 
beim Zugang zu Rohstoffen vorzugehen. 2005 wurden Vorschläge 
für WTO- [World Trade Organization / Welthandelsorganisation] 
Verhandlungen über neue Regelungen für Ausfuhrsteuern ein-
gereicht. Ab diesem Zeitpunkt startete Eurometaux eine gezielte 
Zusammenarbeit mit der Generaldirektion Handel und der Gene-
raldirektion Unternehmen zum Thema Ausfuhrbeschränkungen 
und andere Wettbewerbsverzerrungen. Im Jahr 2006 veröffent-
lichte BusinessEurope, der größte Arbeitgeberverband in Europa, 
ein Positionspapier zum Bedarf an einer EU-Strategie zur Siche-
rung des Zugangs zu industriellen Rohstoffen.“60

4.3 Kernpunkte der Rohstoffstrategie der 
Bundesregierung

Die Rohstoffstrategie der Bundesregierung aus dem Jahre 2010 
benennt als „Kernziele“ – die tatsächlich eher Maßnahmen zum 
Erreichen des Zieles größerer Rohstoffkontrolle und Rohstoffim-
portunabhängigkeit sind – unter anderem: die „Unterstützung 
der deutschen Wirtschaft bei der Diversifizierung ihrer Roh-
stoffbezugsquellen“, den „Abbau von Handelshemmnissen und 
Wettbewerbsverzerrungen“ sowie den „Aufbau bilateraler Rohstoff-
partnerschaften mit ausgewählten Ländern“61. 

So hat Deutschland mittlerweile einige bilaterale Rohstoffabkom-
men abgeschlossen: mit Kasachstan im Jahre 2011, der Mongolei 
im Jahre 2012 und eine deutsch-chilenische Rohstoffpartnerschaft 
wurde Anfang 2013 vereinbart.62 Angestrebt werden darüber 
hinaus weitere Abkommen – etwa mit Angola, Sambia, Nami-
bia, Peru und Bolivien.63 Im Arbeitsbereich des Ost-Ausschusses64 
gebe es laut CDU/CSU-Bundestagsfraktion weitere rohstoffreiche 
Zielländer – nämlich Aserbaidschan, Tadschikistan, Turkmenistan 
und Russland65 –,  mit welchen eine „enge Zusammenarbeit“ ange-
strebt werde.66 An anderer Stelle wird auch Südafrika als mögliches 
Partnerland genannt.67 

Die Bundesregierung möchte einen Wiedereinstieg in die direkte 
Rohstoffexploration durch deutsche Unternehmen voranbringen. 
„Seit Mitte der 1980er Jahre wurde die starke Position der deut-
schen Rohstoffindustrie im Auslandsbergbau aufgrund unterneh-
merischer Entscheidungen nach und nach aufgegeben. Derzeit 
sind noch etwa 80 Unternehmen im Auslandsbergbau aktiv, die 
meisten im Bereich der nichtmetallischen Industrierohstoffe.“68 
Deshalb sollen nun „Anreize für Explorationsvorhaben“ geschaffen 
und somit eine „Rückwärtsintegration“ deutscher Unternehmen 
in den globalen Bergbausektor gefördert werden.69 Die Rohstoff-
partnerschaften, die insbesondere eine vollständige Öffnung der 
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Partnerländer für Investitionen im Rohstoffsektor vorsehen, sind 
eine wichtige Komponente der Außenwirtschaftsförderung, um die 
oben genannten Ziele zu erreichen.

4.4 Kernpunkte der Rohstoffstrategie der EU

Die Versorgungssituation mit Rohstoffen der EU stellt sich ins-
gesamt sehr ähnlich wie die Deutschlands dar, sodass sich die von 
der EU-Kommission erlassenen Papiere mit jenen der Bundesre-
gierung inhaltlich in ihren wesentlichen Zielen und Maßnahmen 
decken. So basiert die Rohstoffstrategie der EU auf drei Säulen: „1) 
Sicherstellung gleicher Wettbewerbsbedingungen beim Zugang zu 
Rohstoffen in Drittländern, 2) Förderung einer nachhaltigen Roh-
stoffversorgung aus europäischen Quellen und 3) Steigerung der 
Ressourceneffizienz und des Recyclings.“70 

Einem Bericht vom Juni 2013 zufolge befindet sich darüber 
hinaus eine „Europäische Innovationspartnerschaft“ in ihrer Ent-
stehung. Ein strategischer Durchführungsplan soll bis Ende 2013 
abgeschlossen werden. Mitgliedsstaaten der EU und „andere Inter-
essensträger“ sollen dabei zusammengebracht werden und sich „mit 
allen Stufen der Wertschöpfungskette“ befassen. „Das angestrebte 
Ziel besteht darin, Europa bis 2020 an der Spitze der Entwicklung 
im Bereich Exploration, Gewinnung, Verarbeitung, Recycling und 
Substitution zu positionieren.“71 Über Deutschland hinaus haben 
nach der Veröffentlichung der Rohstoffinitiative von 2008 mehrere 
EU-Staaten nationale Rohstoffstrategien erlassen – darunter Frank-
reich, Finnland und Griechenland.72

Wie oben kurz angesprochen wurde, verfügen sowohl Deutsch-
land als auch die EU insgesamt durchaus über einige eigene Roh-
stoffvorkommen, auf die stärker zurückgegriffen werden soll.73 
Auch betonen die veröffentlichten Papiere zur Rohstoffversorgung 
die Notwendigkeit zur Steigerung der innereuropäischen Ressour-
ceneffizienz. Erreicht werden soll dies etwa durch die Erhöhung 
der Materialeffizienz, die Entwicklung neuer Technologien und die 
Forschung nach Substitutionsmöglichkeiten kritischer Rohstoffe.74 
Außerdem soll eine Stärkung des Recyclings erreicht werden.75 
Darüber hinaus forcieren die Initiativen jedoch vor allem außen-
wirtschaftspolitische und außenpolitische Maßnahmen, die darauf 
hinweisen, dass in absehbarer Zeit keine signifikante Verringerung 
der Importabhängigkeit erreicht werden wird.

4.5 Industrierohstoffe: Die Knappheit ist keine physische

Die Bundesregierung benennt als Ziel des Rohstoffdialogs mit 
der Industrie insbesondere „die sichere Versorgung der deutschen 
Industrie mit metallischen und nichtmetallischen Industrieroh-
stoffen“76. Auch die Rohstoffstrategie von 2011 und die Rohstoff-
strategie der EU-Kommission bestätigen diese besondere Sorge um 
mineralische Industrierohstoffe. 

Es handelt sich hierbei jedoch nicht um die Erwartung einer geo-
logischen physischen Knappheit oder gar physischen Erschöpfung 
der Rohstoffe, sondern vielmehr um die Sorge, keinen stabilen 
und günstigen Zugang zu jenen Rohstoffen mehr zu erhalten.77 
Tatsächlich kommt das BMWi hinsichtlich der physischen Ver-
fügbarkeit von nichtenergetischen mineralischen Rohstoffen zu 
einem optimistischen Ergebnis: „Gegenwärtig sind bei Rohstoffen 
weltweit keine physischen Verknappungen zu befürchten. Einzige 
Ausnahme dürfte in absehbarer Zeit der Rohstoff Erdöl sein.“78 
Diese Einschätzung wird in einschlägigen Dokumenten der CDU/
CSU-Bundestagsfraktion geteilt79, und auch in der Rohstoffinitia-
tive der EU wird bestätigt: „Aus globaler geologischer Sicht ist für 
die meisten auf der Welt verwendeten Rohstoffe kurzfristig keine 
Verknappung zu befürchten.“80 

In einem Expertengutachten – veröffentlicht durch die Europä-
ischen Kommission im Jahre 2008 – wurde etwa die Kritikalität 
einiger Industrierohstoffe untersucht. Von 41 untersuchten Roh-
stoffen seien den Expertinnen und Experten nach 14 Rohstoffe 
als kritisch einzuschätzen. Diese Kritikalität meint ein besonders 
hohes Risiko von Versorgungsengpässen für die EU und ergibt 
sich ebenfalls – wie aus den der Klassifizierung zugrunde gelegten 
Faktoren ersichtlich – weniger aus einer befürchteten physischen 
Knappheit denn aus wirtschaftspolitischen Umständen. Kritikalität 
ergebe sich demnach erstens daraus, dass die Bedeutung jener Roh-
stoffe für die industrielle Wertschöpfungskette der EU besonders 
groß sei. Zweitens aus der Konzentration der Vorkommen des Roh-
stoffes auf wenige Länder – wobei in einigen dieser Länder erschwe-
rend hinzukomme, dass die wirtschaftliche und politische Stabilität 
gering sei. Und letztlich bestehe für solche kritischen Rohstoffe eine 
geringe Rückgewinnungsquote und keine oder eine unzureichende 
Substituierbarkeit.81 

4.6 Außenwirtschaftspolitik und die Perpetuierung der 
Ausbeutung

Die Sorgen um die gesicherte Versorgung Deutschlands bezie-
hungsweise der EU mit nichtenergetischen mineralischen Roh-
stoffen ergeben sich folglich aus Befürchtungen um die politisch 
ausgehandelten und auszuhandelnden Regeln des globalen Roh-
stoffhandels sowie die sich hieraus ergebenden Preise. Wie oben 
schon angesprochen, zeichnen sich diese durch Volatilität und 
ein relativ hohes Niveau aus, was auch für die absehbare Zukunft 
befürchtet wird.82 

Die EU-Kommission identifiziert „grundlegende Veränderun-
gen der Weltmärkte“83: Neben den schon benannten Nachfrage-
steigerungen kritisieren Deutschland und EU „die Maßnahmen 
bestimmter Länder, die der Inlandsindustrie, u. a. durch Export-
beschränkungen, einen privilegierten Zugang zu Rohstoffen 
sichern.“84 Der BDI beklagt: „Hier wie dort sehen sich die Unter-
nehmen gegenwärtig beträchtlichen Beschränkungen des Rohstoff-
zugangs gegenüber, die politischen Ursprungs sind.“85 Umfragen 
zufolge bestehen innerhalb der deutschen Industrie Befürchtungen 

Kasten 2: 14 Kritische Rohstoffe

Im Jahre 2010 veröffentlichte eine Expertengruppe unter dem 
Vorsitz der Europäischen Kommission einen Bericht über „kri-
tische Rohstoffe“ für die EU. Analysiert wurden 41 strategisch 
bedeutende Mineralien und Metalle, 14 von diesen gelten als 
kritisch: Antimon, Beryllium, Kobalt, Flussspat, Gallium, Ger-
manium, Graphit, Indium, Magnesium, Niob, Metalle der 
Platingruppe, seltene Erden, Tantal und Wolfram.1 Verwendet 
werden die 14 Mineralien und Metalle insbesondere zur Her-
stellung von Hightechprodukten – so unter anderem zur Her-
stellung von Mobiltelefonen, Lithium-Ionen-Batterien und 
Glasfaserkabel.

Über die 14 kritischen Rohstoffe hinaus werden sogenannte 
„beinahe kritische Rohstoffe“ benannt, zu welchen unter ande-
ren Rhenium, Tellur, Hanium, Selen, Zinn, Holz und Natur-
kautschuk zu zählen seien.2 

Anmerkungen
1 	 European Commission (2010): Critical raw materials for the EU. 

Report of the Ad-hoc Working Group on defining critical raw 
materials, S. 6.

2 	 Europäische Kommission (2013): S. 3.



Informationsstelle Militarisierung (IMI) e.V. - Hechinger Str. 203 - 72072 Tübingen

IMI-Studie - 1/2014  10

vor internationalen Wettbewerbsnachteilen und Versorgungseng-
pässen. Spiegel Online berichtet: „Jede zweite deutsche Indu-
striefirma beklagt im Kampf um wichtige Rohstoffe Nachteile 
gegenüber der internationalen Konkurrenz. [...] Gut jeder zweite 
Betrieb sorge sich etwa um den längerfristigen Ausfall eines Metall-
Lieferanten.“86

Vor diesem Hintergrund ist die grundsätzliche Forderung der 
kapitalstarken EU und Deutschlands nach Freihandel in Anbe-
tracht ihrer rohstoffintensiven Wirtschaftsweise und der enormen 
Importabhängigkeit von Rohstoffen wenig überraschend. Es soll – 
so die Bundesregierung – „das Ziel einer möglichst weit reichenden 
Liberalisierung der Weltmärkte gerade auch bei Rohstoffen weiter 
mit Nachdruck verfolgt werden.“87 Die deutsche Bundeskanzlerin 
Angela Merkel glaubt zu erkennen, dass „unser Erfolg des Exports 
von Waren und Gütern elementar davon abhängig [ist], dass die 
Importe von Rohstoffen zuverlässig verlaufen.“88 Als „Industrieland 
und Exportnation“89 sei die Förderung des freien und unbeschränk-
ten Handels sowie der Abbau von Schutzmaßnahmen von äußer-
ster Wichtigkeit. Zu diesen „handelsverzerrenden“ Maßnahmen 
gehörten insbesondere Exportzölle, Exportquoten und Importver-
günstigungen. Die EU-Kommission spricht von über „450 Export-
beschränkungen für mehr als 400 verschiedene Rohstoffe.“90 Die 
Bundesregierung kündigt an, dass den „Verzerrungen im interna-
tionalen Rohstoffhandel noch konsequenter als bisher begegnet 
wird. Dazu werden sämtliche Möglichkeiten auf multilateraler (v. 
a. WTOBeitrittsverhandlungen, Streitschlichtungsverfahren) als 
auch auf bilateraler EUEbene (Freihandelsabkommen, bilateraler 
Dialog) umfassend genutzt und ausgeschöpft.“91 

Ein Oxfam-Bericht von Mark Curtis aus dem Jahre 2010, der 
die EU-Rohstoffinitiative in den Blick nimmt, zeigt, dass sich die 
EU-Politik extrem ungünstig auf die Entwicklungsländer auswirkt. 
Außerdem wird in ihm betont, dass sich diese Nachteile durch die 
nun forcierten Freihandelsmaßnahmen noch verschärfen dürften. 
Als besonders problematisch erachtet Curtis das Ziel der EU, ein 
Verbot oder die weitreichende Eindämmung von Ausfuhrbeschrän-
kungen durchzusetzen. Zum Schutze der Umwelt, zur Unterstüt-
zung der heimischen Industrie und zur Erlangung von Einkünften 
könnten solche Ausfuhrbeschränkungen ein durchaus wichtiges 
wirtschaftspolitisches Instrument für Entwicklungsländer sein. 
Curtis kritisiert darüber hinaus: „Zum anderen möchte die EU neue 
Investitionsregeln aushandeln, die europäischen Unternehmen 
einen bisher unerreichten Zugang zu den Märkten und Rohstof-
fen in Entwicklungsländern verschaffen würden. Danach müssten 
Entwicklungsländer europäischen Unternehmen die gleichen oder 
noch umfassendere Rechte einräumen wie einheimischen Unter-
nehmen. Viele Entwicklungsländer sind auf ausländische Direktin-
vestitionen angewiesen, doch der Vorstoß der EU würde es ihnen 
erschweren, diese so zu regulieren, dass sie die lokale Entwicklung 
positiv beeinflussen.“92 

Geht es nach EU und Deutschland sollten je nach Land und Gut 
solche Ausfuhrsteuern nur noch begrenzt oder gar nicht mehr erho-
ben werden. Damit gehen die Forderungen der EU und Deutsch-
lands über die Regeln der Welthandelsorganisation (WTO) hinaus, 
nach denen solche Ausfuhrsteuern durchaus legitim sind.93 Dies 
möchte BDI-Präsident Ulrich Grillo gerne geändert haben und 
fordert ein über die WTO geregeltes grundsätzliches Verbot von 
Exportzöllen: „Diese Rechtslücke muss geschlossen werden.“94 
Philipp Mißfelder, außenpolitischer Sprecher der CDU/CSU-Frak-
tion, spricht hier gar von der „WTO-Widrigkeit von Exportzöllen 
oder Exportquoten“ und möchte das „Wirtschaftsvölkerrecht“95 
gestärkt sehen.

 Curtis hingegen weist auf den Nutzen solcher Ausfuhrsteuern hin: 
„Die Besteuerung des Exports unverarbeiteter Rohstoffe zielt oft 

darauf ab, junge weiterverarbeitende Industrien vor Ort zu schüt-
zen und ihnen einen komparativen Wettbewerbsvorteil zu sichern. 
Die Förderung von Weiterverarbeitung und Fertigung sowie damit 
verbundener Dienstleistungen ist für Entwicklungsländer ein Muss, 
wenn sie sich aus ihrer Abhängigkeit von Rohstoffexporten befreien 
wollen.“96 Zu befürchten sei deshalb, dass Entwicklungsländern ein 
wichtiges wirtschaftspolitisches Instrument genommen werde, ihre 
Rohstoffe im Sinne der eigenen Entwicklung zu verwenden und 
dass sich ökologische und soziale Folgen in den Entwicklungs-
ländern verschärfen würden. Dies werde vorangetrieben, obwohl 
die EU-Kommission anerkenne, dass Ausfuhrbeschränkungen ein 
wichtiger Bestandteil von Entwicklungsstrategien armer Länder 
seien.97

Einen kritischen Blick wirft Curtis auch auf die Erhöhung aus-
ländischer Direktinvestitionen: Einerseits seien viele Entwicklungs-
länder aufgrund von geringem eigenen Kapital auf ausländische 
Direktinvestitionen angewiesen.98 Dies könnten jedoch anderer-
seits „zu Ausbeutung, Umweltverschmutzung und zu Menschen-
rechtsverletzungen führen, heimische Investitionen verdrängen 
oder lokale Produzenten der gleichen Güter in den Ruin treiben.“99 
Bei den zwischenstaatlichen privaten Geldflüssen in die Entwick-
lungsländer hat der quantitative Umfang solcher Direktinvestitio-
nen zugenommen – diese machen mittlerweile über 50 Prozent 
solcher privater Geldflüsse aus.100 „Über den Kanal der Direktin-
vestitionen organisieren die ausländischen Unternehmen direkt die 
Ausbeutung der lokalen Energieressourcen und Rohstoffe sowie 
die Produktion von Zwischenprodukten und Konsumgütern in 
den ,Empfängerländern‘. Die über Direktinvestitionen finanzierte 
Übernahme privatisierter Dienstleistungsunternehmen oder loka-
ler Banken erlaubt es, lukrative Einkommensflüsse auf lokalen 
Märkten zu erschließen. […] Die transnationalen Konzerne zen-
tralisieren in der Regel zwischen 50 und 70 Prozent der Erträge aus 
Direktinvestitionen in ihren Ursprungsländern.“101 

Curtis weist des Weiteren darauf hin, dass insbesondere in roh-
stoffextraktivistischen Wirtschaftsbereichen solche ausländischen 
Direktinvestitionen einen schlechten Ruf genießen, da sie in der 
Regel geringe Einkünfte für den Staat bringen – insbesondere bei 
Sondersteuerabkommen –, wenig Arbeitsplätze schaffen, mit wenig 
Technologietransfer und teilweise mit der Verdrängung der jewei-
ligen lokalen Bevölkerung sowie Umweltbelastungen einherge-
hen.102 Christian Zeller von der Universität Salzburg verweist auf 
die Bedeutung von Direktinvestitionen: „Die Direktinvestitionen 
verkörpern den Transfer von Eigentumsrechten und von ökonomi-
scher Macht. Schließlich beinhaltet der Investitionsentscheid eine 
strategische Komponente. Es geht darum, in einen Markt einzu-
dringen.“103

Curtis befürchtet, dass die EU-Rohstoffinitiative schwerwiegende 
Folgen haben könnte: „Schlimmstenfalls führt die EU-Strategie zu 
einem Ressourcenraub, der Teil eines neuen Kampfes um Afrika 
und andere Regionen ist und der Entwicklungsländer in eine neue 
Spirale der Armut treiben wird.“104 In einer Pressemitteilung von 
Fatal Transactions, einer Kampagne europäischer Nichtregierungs-
organisationen, wird kritisiert: „Die Strategie [der EU] zielt darauf 
ab, alle Exportquoten, die es Afrika ermöglichten eine heimische 
Industrie zur Verarbeitung der geförderten Rohstoffe aufzubauen, 
zu verbieten. Auch setzt sie afrikanische Regierungen unter Druck, 
ihre Ausfuhrsteuern zu senken, weshalb sie dringend benötigte 
Milliardenbeträge als Erlöse verlieren würden. Dies würde afrikani-
sche Länder daran hindern, die von ihnen selbst bestimmten Ent-
wicklungsmaßnahmen durchzuführen. Ein solcher Vorgang würde 
jedoch den entwicklungspolitischen Zielen der Kommission selbst 
widersprechen.“105 
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4.7 Rohstoffsicherheit als ressortübergreifender 
Handlungsauftrag

Gemäß der ideologischen Prämisse einer „Marktwirtschaft und 
eines fairen Welthandels“106 betont die Bundesregierung: „Die 
Rohstoffversorgung ist in erster Linie Aufgabe der Wirtschaftsun-
ternehmen.“107 Der Staat solle dabei „keine staatliche Rohstoffbe-
vorratung oder andere potentiell marktverzerrenden Maßnahmen 
[ergreifen]“108, durchaus aber seine politische Macht zur Schaf-
fung unternehmensfreundlicher Rahmenbedingungen nutzen. Im 
Ende November 2013 veröffentlichten Koalitionsvertrag zwischen 
CDU, CSU und SPD heißt es dazu: „Es ist zuallererst Aufgabe 
der Unternehmen selbst, ihren Bedarf an Rohstoffen am Markt 
zu decken und sich vorausschauend auf künftige Entwicklungen 
einzustellen. Wir werden diese Anstrengungen mit politischen 
Initiativen flankieren, um verlässliche rechtliche und institutionelle 
Rahmenbedingungen für einen fairen Wettbewerb auf den interna-
tionalen Rohstoffmärkten zu gewährleisten. Wir werden eine inte-
grierte Rohstoffstrategie verfolgen, die die gesamte Rohstoffkaskade 
umfasst, von der Steigerung der Rohstoffeffizienz, der Substitution 
und dem Recycling wertvoller Stoffe, der Nutzung heimischer 
Rohstoffvorkommen bis hin zur Sicherung der Rohstoffversorgung 
auf den Weltmärkten.“109 

Und hierzu möchte die Bundesregierung alle Kräfte bündeln, 
wofür sie aus der Rohstoffsicherheit ein ressortübergreifendes 
Querschnittsthema macht. Der ehemalige BDI-Präsident Jürgen 
Thumann weiß: „In den Vereinigten Staaten von Amerika würde 
man für dieses Ziel sogar das nationale Interesse bemühen. Auch 
wir in Deutschland sollten gemeinsam vorgehen.“110  Der jetzige 
BDI-Präsident Ulrich Grillo ist sogar noch deutlicher: „Die Versor-
gung Deutschlands und Europas mit Rohstoffen zu wettbewerbs-
fähigen Bedingungen ist von strategischer Bedeutung und liegt im 
nationalen und europäischen Interesse.“111 

Die Bundesregierung merkt an, dass in einigen Staaten – insbe-
sondere China und Indien – eine solche strategische Ausrichtung 
der Rohstoffpolitik schon vollzogen worden ist.112 Die EU-Kom-

mission fügt hinzu: „Industrieländer wie Japan und die USA haben 
erkannt, wie stark sie von bestimmten Rohstoffen abhängig sind, 
und haben eine Politik eigens zur Sicherung ihrer Rohstoffversor-
gung entwickelt.“113 Die Bündelung der Kräfte soll demnach auf 
nationaler Ebene als auch auf EU-Ebene erfolgen. So fordert das 
BMWi, die Rohstoffstrategie der Bundesregierung mit der EU-
Rohstoffinitiative zu verzahnen.114 Gleichzeitig erfolgt eine Ver-
quickung der jeweiligen nationalen beziehungsweise europäischen 
Politikbereiche untereinander. Auf deutscher Ebene geschieht dies 
insbesondere im Interministeriellen Ausschuss Rohstoffe, der dem 
BMWi untersteht. In diesem sind die Ministerien, die Deutsche 
Rohstoffagentur, die im BGR sitzt, sowie Vertreterinnen und Ver-
treter der Industrie als Sachverständige vertreten. Eine Einbezie-
hung der breiten Öffentlichkeit ist im institutionellen Rahmen 
hingegen nicht vorgesehen.115 

Die Bundesregierung betont, dass die „Rohstoffpolitik dauerhaft 
einen größeren Stellenwert erhalten“116 soll und auch die Indu-
strie möchte die unterschiedlichen Ressorts auf ihrer Seite wissen 
– insbesondere auch die Entwicklungspolitik, die Gegenstand des 
folgenden Kapitels sein wird: „Eine erfolgreiche Rohstoffstrategie 
erfordert einen ganzheitlichen Ansatz mit entsprechend flankieren-
den Maßnahmen auf den verschiedenen Ebenen und Politikfeldern. 
Die Versorgung mit Rohstoffen ist nicht lediglich eine Aufgabe der 
Wirtschaftspolitik, sondern gleichermaßen der Außen- und Sicher-
heitspolitik, der Energie- und Umweltpolitik, der Technologie- und 
Innovationspolitik, der Wettbewerbspolitik, der Mittelstandspoli-
tik, der Entwicklungspolitik sowie der Europapolitik.“117 

Im März 2012 wurde die Rohstoffalli-
anz GmbH (RA) gegründet. Sie hat ihren 
Sitz in Berlin. „CEO“ ist Dierk Paskert. 
Die 12 Gesellschafter und somit Eigentü-
mer der RA sind Aurubis AG, BASF, Bayer 
AG, BMW AG, Bosch Evonik Industries 
AG, Georgsmarienhütte Holding GmbH, 
Rockwood Lithium GmbH, SHS – Stahl-
Holding-Saar GmbH & Co. KGaA, 
ThyssenKrupp AG (ThyssenKrupp Metall-
urgical Products GmbH), Volkswagen und 
die AG Wacker Chemie AG. Brose Gruppe, 
Daimler AG, Scholz AG und Südzucker 
AG sind Assoziierte Partner der RA.

Die Erkenntnis, die Hans-Peter Keitel – 
damaliger Präsident des BDI – im Jahre 
2010 dazu anregte, das Projekt der RA auf 
den Weg zu bringen, „war, dass zur Siche-
rung der langfristigen Rohstoffversorgung 
der deutschen Industrie ein gemeinsamer 
Aufbau direkter Beteiligungen an Rohstoff-
projekten erforderlich ist.“1 

Im Produkt- und Leistungsportofolio 
nennt die RA unter anderem die Gewähr-
leistung von „Versorgungssicherheit von 
strategisch wichtigen Rohstoffen“, „Zugang 
zu Kapitalmärkten für Bergbauprojekte“, 
„Finanzierung von Explorationsprojekten“ 
und „[p]olitische Lobbyarbeit“2. Die RA 
identifiziert eine hohe Volatilität der Rohstoff-
preise und eine zunehmende Verknappung 
wichtiger Rohstoffe auf dem Markt. „Ursa-
chen dafür [für Letzteres] sind insbesondere 
der starke Nachfrageanstieg einzelner Länder 
sowie staatliche Interventionen in Form von 
Exportbeschränkungen und wettbewerbsver-
zerrenden Maßnahmen.“3 Herausforderungen 
seien ein „[e]rschwerter Zugang zu Rohstoffen 
durch staatliche Einflussnahme“ und die „Ver-
zerrung physischer Rohstoffmärkte durch Spe-
kulationen von institutionellen Investoren“4. 
Um den Zugang zu kritischen Rohstoffen zu 
verbessern, „werden die Interessen der beteilig-
ten Unternehmen […] gebündelt und es wird 

eine enge Zusammenarbeit mit politischen 
und öffentlichen Institutionen aufgebaut und 
gefördert.“5

Gegenwärtig ist die Informationslage über 
die RA noch sehr dünn. Die engen Verbin-
dungen zum BDI und der Bundesregierung 
lassen jedoch darauf schließen, dass der RA 
künftig eine wichtige Rolle zufallen wird 
– insbesondere bei der Reintegration deut-
scher Unternehmen in rohstoffextraktivisti-
sche Projekte.

Anmerkungen
1	 RA Rohstoffallianz GmbH (2012): Histo-

rie. In: http://rohstoffallianz.com/
2  	 RA Rohstoffallianz GmbH (2012a): Roh-

stoffallianz – Unternehmenspräsentation. 
RA Rohstoffallianz GmbH. Berlin, Sep-
tember 2012, S. 4.

3	 RA Rohstoffallianz GmbH (2012): Über-
blick. In: http://rohstoffallianz.com/

4	 RA Rohstoffallianz GmbH (2012a): S. 2.
5	 RA Rohstoffallianz GmbH (2012): Strate-

gie. In: http://rohstoffallianz.com/

Kasten 3: Rohstoffallianz GmbH
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5 Entwicklungspolitik und 
Rohstoffsicherung

Der in aktuellster Form am 1. Dezember 2009 in Kraft getretene 
Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union formuliert 
unmissverständlich das Ziel der europäischen EP folgendermaßen: 
„Hauptziel der Unionspolitik in diesem Bereich ist die Bekämp-
fung und auf längere Sicht die Beseitigung der Armut.“118 Auch in 
Dokumenten der Bundesregierung steht: „Ziel der Entwicklungs-
politik ist eine nachhaltige Bekämpfung von Armut und Struk-
turdefiziten im Sinne der Millenniumserklärung der Vereinten 
Nationen.“119

Ungeachtet dieser hehren Ziele ist die EP ein integraler Bestand-
teil der macht- und interessenspolitisch motivierten deutschen und 
europäischen Rohstoffoffensive und trägt damit zur Verstetigung 
und Vertiefung der Abhängigkeit der Entwicklungsländer von den 
Weltwirtschaftszentren, zu sozialen Widersprüchen und letztlich 
auch zu bewaffneten Konflikten bei.

Bevor in diesem Kapitel auf die aktuelle Rolle der EP eingegan-
gen wird, soll jedoch zunächst gezeigt werden, dass dieser Bereich 
– entgegen seinem Selbstanspruch und altruistischem Ruf – seit 
seinem Entstehen integraler Bestandteil imperialer Machtpolitik 
war. Dies soll anhand einer kurzen Geschichte der modernen EP 
mit Fokus erstens auf ihre Instrumentalisierung für bündnis- und 
geopolitische Zwecke während des Kalten Krieges und zweitens auf 
die neoliberalen Strukturanpassungsprogramme der 1980er Jahre 
veranschaulicht werden.

5.1 Eine kurze Geschichte der Entwicklungspolitik

Die EP in ihrer modernen Form nahm ihren Anfang mit dem 
Ende des Zweiten Weltkrieges, als diplomatisches Instrument des 
Kalten Krieges.120 Innerhalb der Entwicklungsforschung wird die 
Inaugural Address Harry S. Trumans, damaliger Präsident der 
USA, aus dem Jahre 1949 häufig als Geburtsstunde der modernen 
EP bezeichnet.121 

Tatsächlich bietet die Rede einen guten Einblick in die geopoliti-
schen und wirtschaftlichen Interessen, die mit der Nachkriegs-EP – 
insbesondere in Form des Marshallplans, im Englischen European 
Recovery Program – bedient werden sollten und die exemplarisch 
für den Charakter der EP als Instrument von Außenwirtschafts-
politik und Außenpolitik sind. So bediente der Marshallplan 
einerseits das Bedürfnis, in Anbetracht der Überproduktion der 
US-amerikanischen Wirtschaft während des Zweiten Weltkrieges 
neue Absatzmärkte zu erschließen.122 

Allen voran diente die Wirtschaftshilfe an Europa jedoch der 
Eindämmung der Sowjetunion und damit des Kommunismus in 
Europa. In der Inaugural Address Trumans wird der ideologische 
Antikommunismus – der sich materiell insbesondere in der US-
amerikanischen Position im griechischen Bürgerkrieg veräußerte – 
deutlich: „Im Streben nach diesen Zielen [nachhaltiger Frieden], 
stehen die Vereinigten Staaten und andere gleichgesinnte Nationen 
direkt einem Regime gegenüber, das gegensätzliche Ziele und ein 
total verschiedenes Lebenskonzept hat […] Diese falsche Philoso-
phie ist der Kommunismus.“123  Gerald Hödl von der Universität 
Wien beschreibt den interessenpolitischen Kontext dieser Aus-
sagen, gerade mit Blick auf die EP: „Die Sowjetunion mit ihrer 
weitgehend autarken Wirtschaft wurde nach 1945 nicht nur des-
wegen zum Gegner, weil sie sich und ihre osteuropäischen Satelli-
ten dem Zugriff der kapitalistischen Zentren zunächst erfolgreich 
entzog, sondern auch deshalb, weil ihr Beispiel sowie ihre diploma-
tische, militärische und wirtschaftliche Unterstützung sozialistische 
und linksnationalistische Bewegungen bzw. Regierungen darin 

bestärkte, den politischen und ökonomischen Orbit des Westens 
zu verlassen. Die Bekämpfung derartiger Bestrebungen stellte die 
Grundkonstante westlicher Politik nach (und mit Ausnahme des 
Zweiten Weltkrieges auch vor) 1945 dar.“124 Während der 1960er 
Jahren wurde auch die Sowjetunion zum Geber. Drei Viertel der 
Wirtschaftshilfen der Sowjetunion gingen dabei zur ökonomi-
schen Stabilisierung an andere kommunistische Staaten, ein ande-
rer beachtlicher Teil an freundlich gesinnte Länder, so etwa an 
Syrien, Ägypten und Indien.125 Eine Reihe weiterer Länder begann 
zu dieser Zeit, entwicklungspolitisch aktiv zu werden – darunter 
Japan, China und einige arabische Staaten, die jeweils eigene Inter-
essen diplomatischer und wirtschaftlicher Art verfolgten.126

Die EP der europäischen Kolonialmächte Frankreich und Groß-
britannien in der Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg galt insbeson-
dere der Wahrung des größtmöglichen Einflusses in den sich als 
politisch unabhängige Nationalstaaten emanzipierenden Kolonien. 
Noch heute ist vielmals die EP ehemaliger Kolonialmächte stark 
auf ihre ehemaligen Kolonien ausgerichtet. Deutlich macht dies 
etwa, dass die drei größten französischen ODA-Empfänger127 im 
Jahre 2012 – Elfenbeinküste, Mayotte und die Republik Kongo128 
– allesamt ehemalige Kolonialgebiete Frankreichs sind.

Nach dem Zweiten Weltkrieg waren es insbesondere die USA, 
die sich keineswegs aus Uneigennützigkeit für die Unabhängigkeit 
der Nochkolonien einsetzten.129 Vor allem große Teile Afrikas und 
Asiens waren noch kolonisiert und wurden nun als formell poli-
tisch unabhängig in den informellen US-Imperialismus eingeglie-
dert und dem Einfluss der einstigen ehemaligen Kolonialstaaten 
entzogen, die gegenüber der USA an Stärke verloren: „Die durch 
den Zweiten Weltkrieg größtenteils massiv geschwächten westeuro-
päischen Staaten standen vor dem Dilemma, steigende Kosten für 
Repressionsmaßnahmen tragen und zugleich dem US-Kapital über 
kurz oder lang ungehinderten Zugang zu den kolonialen Rohstoff- 
und Absatzmärkten gewähren zu müssen.“130 Geachtet wurde im 
Prozess der Dekolonisierung darauf, dass die Einbindung der nun 
formell politisch unabhängigen Staaten in die Weltwirtschaft und 
den westlichen Einflussbereich erhalten blieb. In solchen Ländern, 
in denen soziale Revolutionen zu erwarten waren, wurde der Ent-
kolonisierungsprozess langsamer abgewickelt.131 In anderen Fällen 
schon unabhängiger Staaten wurden über Kredite teilweise bewusst 
von den Westmächten die Repressalien gegenüber Befreiungsbewe-
gungen finanziert.132 

Nachdem sich zeitweise ein neues Selbstbewusstsein der Entwick-
lungsländer bildete – welches sich insbesondere in der Forderung 
der Entwicklungsländer nach einer Neuen Weltwirtschaftsordnung 
manifestierte133 – bewiesen spätestens die Schuldenkrisen ab den 
1980er Jahren die unterprivilegierte Position der Entwicklungslän-
der in aller Deutlichkeit.

Infolge des Kapitalüberschusses innerhalb der Industrieländer 
gingen während der 1970er Jahre günstige Kredite an die Entwick-
lungsländer. Die Rezession zwischen den Jahren 1979 und 1982 
sorgte jedoch für einen Verfall der Rohstoffpreise und förderte den 
Protektionismus in den Industrieländern, sodass die Exporteinnah-
men der meist auf Rohstoffextraktivismus ausgerichteten Entwick-
lungsländer dramatisch sanken. Tatsächlich war schon Anfang der 
1970er Jahre eine hohe Verschuldung vieler Entwicklungsländer 
zu vermerken. Hinzu kam, dass insbesondere erdölimportierende 
Entwicklungsländer besonders stark von den Preiserhöhungen des 
Erdöles getroffen wurden, und dass sich die Terms of Trade, die 
Preise für Rohstoffprodukte im Vergleich zu verarbeiteten Gütern, 
zu jener Zeit verschlechterten.134 Im Jahre 1979 hob die US-Noten-
bank zudem den Leitzins an – bekannt ist dies als Volcker-Schock –, 
sodass ab den 1980er Jahren eine ganze Reihe der Entwicklungslän-
der in eine Schuldenkrise geriet. Die Bretton-Woods-Institutionen 
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IWF und Weltbank forcierten infolge der Schuldenkrise sogenannte 
Strukturanpassungsprogramme. Diese aufoktroyierten neolibe-
ralen Programme forderten insbesondere die Kürzung der Staats-
ausgaben (vor allem über Kürzungen bei Sozialprogrammen), die 
Währungsabwertung, die Zinserhöhung und die Verbesserung der 
Bedingungen für ausländisches Kapital – so etwa den „Abbau von 
Zöllen und Schutzklauseln einheimischer Unternehmen sowie die 
Erleichterung von Investitionen aus dem Ausland.“135 Das Ergebnis 
war eine weitere Aneignung der rohstoffextraktiven Wirtschaftssek-
toren durch westliche Unternehmen und insbesondere eine Verste-
tigung oder gar Vertiefung der Rolle der Entwicklungsländer als 
Rohstoffexporteure: „Den Peripherieländern war im Kontext der 
Entstehung nationaler Wettbewerbsstaaten durch Strukturanpas-
sungsprogramme eine Politik der ,komparativen Kostenvorteile‘ 
auferlegt worden. Produziert werden sollte vor allem in denjenigen 
Bereichen, in denen sich ein besonderer Konkurrenzvorteil ergab. 
So wurden diese Länder von Preisschwankungen im Weltmarkt 
hochgradig abhängig.“136

Wie Andreas Novy von der Wirtschaftsuniversität Wien zeigt, 
wurde der Neoliberalismus neben der Vermittlung der ideologi-
schen Forderungen – insbesondere der Rückzug des Staates aus der 
Ökonomie, Marktliberalisierung, Privatisierung – seit den 1970er 
Jahren durchaus pragmatisch eingesetzt: so etwa zur Bekämpfung 
von Sozialismus und Demokratie in Chile nach dem Sturz des 
damaligen Präsidenten Salvador Allendes durch Augusto Pinochet 
im Jahre 1973 oder zur Schwächung der Gewerkschaften in den 
USA durch Ronald Reagan.137 Darüber hinaus betont Novy, dass 
es sich um eine „ideologische Irreführung [handelt], wenn Neoli-
berale von Wachstum sprechen. Während sie sich in Wachstums-
rhetorik überschlagen, führt ihre Politik aus einsichtigen Gründen 
zu schleppendem Wachstum: Wenn durch Sparen keine Investiti-
onskredite vergeben werden; wenn durch Lohndrückerei Kaufkraft 
schrumpft, dann setzt eine Spirale nach unten ein – ein Schick-
sal, das Lateinamerika in den 1990er Jahren erlebte und Europa 

heute durchmacht.“138 So besehen ist der Neoliberalismus also alles 
andere als eine Erfolgsgeschichte – allerdings hängt diese Einschät-
zung vom Auge des Betrachters ab, denn wie Novy betont, war er 
durchaus erfolgreich wenn es darum geht, die Macht der Arbeiten-
den zu schwächen und die der Vermögenden zu stärken.139

 Auch heute forciert die deutsche und europäische EP neoliberale 
Programme – nicht zuletzt, um die günstige Teilhabe an der Akku-
mulation der Rohstoffe der Entwicklungsländer zu ermöglichen. 
Auf die wachsende Ausrichtung der EP auf die Rohstoffsicherung 
und ihre Stützung neoliberaler Umstrukturierungen soll im Fol-
genden genauer eingegangen werden.

5.2 Rohstoffe und die Entwicklung der Unterentwicklung
	
Wie die EU-Kommission anmerkt, befinden sich in Ländern 

mit einem BNE unter zehn US-Dollar pro Kopf und Tag über 50 
Prozent der für die EU wichtigen Mineralienvorkommen.140 Vor 
dem Hintergrund des afrikanischen Rohstoffreichtums wird deut-
lich, dass es auch bei den forcierten entwicklungspolitischen Maß-
nahmen – ganz im Sinne der Ressortkohärenz – vorrangig um die 
Unterstützung der deutschen und europäischen Kapitalexpansion 
geht. Auch die – oben bereits genannte – gewünschte und politisch 
geförderte Reintegration deutscher Unternehmen in den rohstoff-
extraktiven Sektor muss in diesem Kontext verstanden werden. 

Der Ökonom und Dependenztheoretiker André Gunder Frank 
betonte schon im Jahre 1966, dass Länder der Dritten Welt kei-
nesfalls aufgrund eines Mangels an Integration in den Weltmarkt 
unterentwickelt seien. Vielmehr sei es gerade die – durchaus inte-
grale – nachteilige Position innerhalb des kapitalistischen Systems, 
das in den vergangenen Jahrhunderten alle Teile der Erde durch-
drungen habe, die ihre Unterentwicklung produziere.141

Ein Blick auf die ökonomische Basis der wirtschaftlich unterent-
wickeltsten Länder verdeutlicht die schon angesprochene Korrela-
tion von Armut und rohstoffextraktivistischer Exportorientierung. 

Entwicklungspolitisch beachtlich ist, dass 
die Beschränkung auf ökonomische Indi-
katoren bei der Messung der Entwicklung 
in der Regel landesinterne Unterschiede 
verdecken. Da also von ökonomischen 
Aufschwüngen nicht notwendigerweise 
alle Gesellschaftsteile gleichermaßen pro-
fitieren müssen, kommt etwa der Betrach-
tung der innerstaatlichen Verteilung zur 
Messung des durchschnittlichen Lebens-
standards eine wichtige Bedeutung zu, 
da sie aussagekräftiger sein kann, als die 
reine Betrachtung des durchschnittlichen 
Bruttoinlandsproduktes (BIP) pro Person, 
welches der dominierende Indikator zur 
Messung von Entwicklung darstellt.

Problematisch ist bei der Entwicklungs-
bestimmung über das BIP neben der 
angesprochenen Blindheit gegenüber Ver-
teilungsfragen, dass nicht über den Markt 
laufende Transaktionen, allen voran häus-
liche Reproduktionsarbeit, nicht oder nur 
unzureichend in die Rechnung aufgenom-
men werden.1 

Während bis in die späten 1970er Jahre 
der Grad an Entwicklung fast ausschließlich 
mit der Messung des Einkommensniveaus 
und der nationalen Wirtschaftsgesamtlei-
stung bestimmt wurde, wächst spätestens 
ab den 1980er Jahren ein Bewusstsein für 
die Unzulänglichkeit der Messung von 
Entwicklung durch rein ökonomische und 
nationalstaatliche quantitative Aspekte.2 
Dies schlägt sich in alternativen Bestim-
mungsformen des Konzeptes Entwicklung 
nieder, etwa dem United Nations Human 
Development Report. Dieser berücksich-
tigt über die quantitativen ökonomischen 
Faktoren hinaus gehend auch Gesund-
heits- und Bildungs- und weitere qualita-
tive Faktoren – etwa die Möglichkeiten zur 
politischen und sozialen Teilhabe.

Theoretikerinnen und Theoretiker des 
Postdevelopmentalismus lehnen sogar die 
Idee von Entwicklung als solche ab: „Die 
äußerst heterogene Strömung des Post-
Development besteht aus einer Diversität an 
wissenschaftlichen, aber auch aktivistischen 

Ansätzen, die ‚Entwicklung‘ als politisches 
Projekt, als Praxis und Idee fundamental 
infrage stellen und mit dem Hinweis auf ihre 
Verstrickung mit kolonialen Denksystemen 
und globalen Ausbeutungs- sowie Ungleich-
heitsverhältnissen zugunsten des Globalen 
Nordens das ‚westliche Entwicklungspara-
digma‘ somit als Ganzes ablehnen.“3 

Anmerkungen
1	 Fellner, Wolfgang (2013): Ökonomischer 

Wohlstand und seine Messung. In: Jäger, 
Johannes; Springler, Elisabeth: Ökonomie 
der Internationalen Entwicklung. Eine kri-
tische Einführung in die Volkswirtschafts-
lehre. 2. Auflage. Wien: Mandelbaum 
Verlag, S. 217 f.

2	 Potter, Robert; Binns, Tony; Elliot, Jenni-
fer and Smith, David (2008): Questioning 
Development. In: ebd.: Geographies of Deve-
lopment, Harlow/London: Pearson, S. 16.

3	 Pfeffer, Clemens; Klapeer, Christine (2012): 
Besser Entwickeln, anders Entwickeln oder 
gar nicht Entwickeln? In: ÖFSE (2012): 
Die Zukunft der Österreichischen Entwick-
lungspolitik. Wien: Südwind-Verlag, S. 53.

Kasten 4: Umstrittene Entwicklung
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Mark Curtis, der oben schon zitiert wurde, erläutert: „Entwick-
lungsländer […] exportieren hauptsächlich Rohstoffe. Über 100 
von ihnen hängen zu 50 oder mehr Prozent von ihren Rohstoffex-
porten ab – 46 von ihnen, hauptsächlich in Afrika, von nur einem 
einzigen Gut. Die Exporte von Ländern in Afrika, dem Nahen 
Osten und der Gemeinschaft Unabhängiger Staaten bestehen 
durchschnittlich zu mehr als 70 Prozent aus Rohstoffen.“142 Damit 
verblieben die meisten Entwicklungsländer in der Rolle, die ihnen 
auch schon im Kolonialismus und Imperialismus zukam: Große 
Teile, etwa der afrikanischen Staaten besaßen nach dem Erreichen 
der politischen Unabhängigkeit nicht das nötige Kapital, die Diver-
sifizierung ihrer Volkswirtschaften auszubauen und verblieben in 
der Rolle des Exporteurs von Primärrohstoffen.143  Eine ähnliche 
Feststellung trifft der Africa Progress Panel, wenn er – über die Ein-
führung globaler Standards der Transparenz und Rechenschafts-
pflichtigkeit im rohstoffextraktiven Sektor hinaus gehend – fordert, 
dass sich die afrikanischen Staaten von der Abhängigkeit von der 
Rohstoffextraktion zu lösen und ihre Wirtschaften zu diversifizie-
ren hätten.144

„Die Industriestaaten Europas und Nordamerikas, aber auch 
Asiens exportieren größtenteils Industrieprodukte mit einem 
hohen Mehrwert. Viele Entwicklungsländer sind hingegen nach 
wie vor auf den Export von Rohstoffen wie Agrarprodukten, Mine-
ralien und fossilen Energieträgern angewiesen […] Der Export von 
Industrieprodukten erzielt üblicherweise höhere Gewinne als der 
Export von Rohstoffen. Darüber hinaus sind die Umweltauswir-
kungen durch die Entnahme und Verarbeitung von Rohstoffen 
erheblich größer“145. Hinzu kommt – wie der Politikwissenschaftler 
Franz Nuscheler anmerkt – die Abhängigkeit der Exporteinnah-
men von Nachfrage- und Preisschwankungen auf den globalen 
Rohstoffmärkten.146 

Tatsächlich erkennt etwa die EU-Kommission selbst die Proble-
matik der mangelnden Diversifizierung der Wirtschaft der Dritten 
Welt-Länder an, wenn sie im Grünbuch zur EU-Entwicklungspoli-
tik schreibt, dass europäische Investitionen in Entwicklungsländern 
insbesondere die weiterverarbeitende Industrie zu stärken hätten.147 
Auch die Bundesregierung schreibt richtigerweise in ihrem Afri-
kakonzept: „Viele afrikanische Staaten sind nach wie vor fast 
ausschließlich vom Export ihrer Rohstoffe abhängig. Ihre Volks-
wirtschaften sind kaum diversifiziert.“148 Das hält die deutsche und 
europäische Rohstoffstrategie allerdings nicht davon ab, die Länder 
des Globalen Südens mit ihrer EP auf ebendiesen Status als Roh-
stoffexporteur ad infinitum festzunageln.

5.3  Marktkonforme Öffnung der Empfängerländer

Die Wirtschaft erwartet von der (Entwicklungs-)Politik, dass sie 
ihre Interessen bedient, indem sie zur Verbesserung von Investi-
tionsmöglichkeiten und ähnlichem beiträgt.  Der EP soll dabei 
darüber hinaus neben etwa dem Liefern von Expertise auch die 
Aufgabe zufallen, Akzeptanz für westliche Präsenz zu schaffen, wie 
Lutz Hartmann, Vorstand der  Pearl  Gold AG, offen ausspricht: 
„Jedes Minenvorhaben wird im unmittelbaren Umfeld durch die 
Schaffung einer lokalen Wirtschaft und Infrastruktur Akzeptanz 
gewinnen müssen. Hier könnte insbesondere eine bessere Zusam-
menarbeit zwischen europäischen Investoren und europäischer 
Entwicklungszusammenarbeit allen Parteien zugutekommen“149.

Solchen Erwartungshaltungen bemüht sich die deutsche EP 
umfassend zu entsprechen. Dass sie keinesfalls frei von nationalen 
Interessen ist, räumen regierungsoffizielle Dokumente ohnehin 
offen ein: „In der Verfolgung der Ziele unserer Entwicklungspo-
litik kommen unsere Werte und Interessen gleichermaßen zum 
Ausdruck.“150 Im Folgenden wird gezeigt, wie die EP in den letz-

ten Jahren in den Dienst deutscher Wirtschaftsinteressen gestellt 
wurde. So ist etwa dem Afrikakonzept der Bundesregierung zu ent-
nehmen: „Eine stärkere Verzahnung von Außenwirtschaftsförde-
rung und Entwicklungszusammenarbeit erhöht die Absatzchancen 
deutscher Unternehmen, kräftigt die wirtschaftliche Entwicklung 
in Afrika und verhilft zu verbesserten und stabileren Rahmenbe-
dingungen für ein stärkeres unternehmerisches Engagement in 
Afrika.“151

Tatsächlich ist die EP auch heute vorrangig Interessens- und damit 
allen voran Außenwirtschaftspolitik. Der Politikwissenschaftler 
Franz Nuscheler erklärt: „Alle Industrieländer setzen ihre ODA – 
und hier wird absichtlich der hehre Begriff der Entwicklungshilfe 
vermieden – als Mittel der Exportförderung und Erschließung von 
neuen Absatzmärkten ein: Sie ist zu einem Gutteil staatlich subven-
tionierte Exportförderung.“152 Deutlich wird dies etwa schon bei 
der Auswahl der Empfängerländer. Zwar findet sich im „Weißbuch 
zur Entwicklungspolitik“ aus dem Jahre 2013 die klare Vorgabe: 
„Afrika ist und bleibt Schwerpunkt der deutschen Entwicklungs-
politik.“153 Ein Blick auf die Verteilung der deutschen ODA-Gelder 
zeigt jedoch, dass China – gefolgt von Indien, Afghanistan, Brasi-
lien und Ägypten – gegenwärtig der größte Empfänger deutscher 
ODA-Gelder ist.154  China ist gleichzeitig einer der wichtigsten 
Wirtschaftspartner Deutschlands: nach Wert der Exporte der fünft-
größte155 und nach Wert der Importe sogar der zweitgrößte Han-
delspartner.156  

Ein Interesse am afrikanischen Kontinent existiert jedoch eben-
falls.157 So schreibt der Afrikabeauftragte der Bundesregierung 
Günter Nooke: „Auch die wirtschaftlichen, entwicklungspoliti-
schen und geostrategischen Interessen der unterschiedlichen Res-
sorts der Bundesregierung passen im beschriebenen Feld – Afrika 
und Rohstoffe – exzellent zusammen. Sie werden sogar von Mini-
stern derselben Partei verantwortet. Um hier erfolgreiche deutsche 
Interessenpolitik umzusetzen, braucht es die volle Arbeitskraft der 
Ressorts, ein Miteinander auf allen Ebenen und kein Gegeneinan-
der.“158 Denn im Afrikakonzept der Bundesregierung wird festge-
stellt, Afrika habe sich „zum Schauplatz eines globalen Wettbewerbs 
entwickelt.“159 Die Bundesregierung schlussfolgert: „Dieser ver-
stärkten Konkurrenz muss sich die deutsche Wirtschaft stellen. Sie 
wird dabei von der Bundesregierung unterstützt“160.

Zur Unterstützung der Privatwirtschaft besteht im BMZ mittler-
weile eine Servicestelle für die Wirtschaft. Zu lesen ist auf der Home-
page des Ministeriums: „Sie wollen sich neue Märkte erschließen 
oder Ihre Zulieferketten ressourcenschonend gestalten? […] Das 
BMZ unterstützt Sie nicht nur durch die entwicklungspolitische 
Arbeit, die das Investitionsklima vor Ort verbessert, sondern wir 
bieten Ihnen auch unsere regionale und fachliche Expertise und 
konkrete Förderprogramme an.“161 Beratend und praktisch unter-
stützend möchte das BMZ privates Kapital gen Entwicklungslän-
der mobilisieren – insbesondere in Richtung „Chancenkontinent 
Afrika“. Im Konkreten führen die Deutsche Rohstoffagentur und 
die BGR schon Projekte im Namen der Entwicklungszusammen-
arbeit durch. „Maßnahmen der GIZ und der BGR greifen dabei in 
sämtlichen Stufen – von der Erkundung und Rohstoffgewinnung 
über den Handel bis zur Weiterverarbeitung und der Wiedergewin-
nung von Sekundärrohstoffen.“162

Auch eine eigene Rohstoffinitiative hat das BMZ in Gang 
gebracht: „GeRI: Die Globale entwicklungspolitische Rohstoff-
initiative. Flexibilität, Sichtbarkeit, Kohärenz der Entwicklungs-
politik im Rohstoffsektor“. Heidi Feldt, entwicklungspolitische 
Beraterin, merkt diesbezüglich richtigerweise kritisch an, dass auch 
diese Rohstoffinitiative primär von den Interessen der deutschen 
Wirtschaft ausgehe.163 Ein Blick in die einschlägigen erlassenen 
Dokumente macht dies deutlich: „Die Zielsetzung ist eine stärkere 
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Verknüpfung von Außenwirtschaft und Entwicklungszusammen-
arbeit (EZ). Eine aktive Kooperation mit der Privatwirtschaft im 
Rohstoffsektor durch Vermittlung (matchmaking) zwischen deut-
schen und lokalen Unternehmen.“164 Die Privilegierung der natio-
nalen Wirtschaftsinteressen ist wenig verwunderlich, ist die GeRI 
doch „das entwicklungspolitische Instrument zur Begleitung der 
Rohstoffstrategie der Bundesregierung.“165 Und Letztere zielt – 
ebenso wie die europäische Rohstoffinitiative – vorrangig auf die 
Totalliberalisierung und -öffnung der afrikanischen Wirtschaften 
für ausländisches Kapital ab. 

Unter dem Banner der EP wird die wirtschaftliche Öffnung, 
insbesondere der afrikanischen Länder, von Deutschland und der 

EU vorangetrieben. Dies geschieht, obwohl hinreichende Argu-
mente für die kontraproduktive Wirkung solcher wirtschaftslibe-
ralen Maßnahmen bekannt sind. Zu diesen – auf welche in dieser 
Arbeit nicht alle im Einzelnen eingegangen werden kann – zählen 
etwa der Mangel an Schutz vor externen Wirtschaftsschocks, die 
Volatilität des ausländischen Kapitals, die Verschlechterung der 
Terms of Trade zuungunsten der Rohstoffexporteure und der in 
der Regel niedrige Technologietransfer im extraktiven Sektor, der 
sich zu alledem meist auf wenige Exportprodukte beschränkt. 
Die oben angesprochenen Rohstoffpartnerschaften werden nicht 
zuletzt dazu führen, die Abhängigkeit der Entwicklungsländer vom 
unterprivilegierten Rohstoffextraktivismus zu befördern. Sie sind 
jedoch durchaus eine attraktive Anlagemöglichkeit für deutsches 
und europäisches Kapital, das sich darüber hinaus den Zugang auf 
außereuropäische Rohstoffe zu sichern versucht. 

Die Rohstoffoffensive der Bundesregierung ist noch verhältnis-
mäßig jung und im Werden begriffen, der Afrikabeauftragte der 
Bundesregierung Günter Nooke gibt sich bis dato jedoch zufrie-
den: „Unsere Entwicklungszusammenarbeit widmet sich stärker als 
früher der Umfeldgestaltung für Privatinvestitionen; in mehreren 
Ländern sind Berater im Rohstoffbereich tätig.“166 Es ist jedoch 
gerade diese unter anderem per EP durchgesetzte „Umfeldgestal-
tung“, die zu Armut und hieraus resultierenden Konflikten führt. 
Dies ruft dann wiederum die Sicherheitspolitik auf den Plan, die 
es als ihre Aufgabe ansieht – erneut in enger Abstimmung und 
Zusammenarbeit mit der EP – solche Armutskonflikte notdürftig 
zu stabilisieren – zumindest dort, wo relevante Interessen wie Roh-
stoffe „bedroht“ sind. 

Selbst einer der selbsterklärten „beharrli-
chen Verteidiger“1 der EP, der Politikwis-
senschaftler Franz Nuscheler, gesteht ein, 
„dass sich die Entwicklungspolitik als inte-
graler Teil von Außen-, Sicherheits- und 
Wirtschaftspolitik nicht von diesen ,deut-
schen Interessen‘ abkoppeln kann: dass sie 
Interessenpolitik ist.“2

Unterstellt sei der Fall, die EP würde 
autonom von den materiellen Interessen 
der politischen und wirtschaftlichen Eliten 
des Geberlandes handeln und tatsächlich 
dem Ziel der Abschaffung der Armut und 
Ungleichheit verpflichtet sein – was bedeu-
ten müsste, subversiv gegen die herrschende 
Wirtschaftsordnung zu handeln. So ist 
selbst dann offensichtlich, dass ihr Gewicht 
im Verhältnis zu anderen Politikbereichen 
äußerst gering ist, sodass allein aus diesem 
Grunde keine Illusionen über die EP beste-
hen sollten. 

Da die Bevölkerungen der Geberländer 
jedoch dazu tendieren, den quantitativen 
Beitrag des eigenen Landes für entwick-
lungspolitische Zwecke zu überschätzen3, 
soll hier knapp dargelegt werden, dass 
dieser vergleichsweise gering ausfällt.

Im Jahre 1970 wurde in einer VN-Reso-
lution das Ziel festgelegt, dass alle ökono-
misch entwickelten Länder 0,7 Prozent 
ihres BNE bis Mitte der 1970er Jahre ent-
wicklungspolitisch veräußern sollten.4 Ein 

Blick auf die Statistik der OECD über die 
aktuellen Zahlen der entwicklungspolitisch 
verausgabten Summen zeigt allerdings, 
dass im Jahre 2012 lediglich 0,29 Prozent 
des BNE der DAC-Staaten für EP ausge-
gebenen wurden.5 Diese Nichteinhaltung 
stellt kein Novum dar, sondern liegt auf der 
historischen Linie6: Wie in den OECD-
Statistiken nachzusehen ist, lag die höchste 
prozentuale Verausgabung für EP des BNE 
der DAC-Staaten bei 0,54 Prozent – und 
dies im Jahre 1961, also vor der Bekräfti-
gung des 0,7 Prozent-Zieles.7 Deutschlands 
größte prozentuale Verausgabung fand in 
den Jahren 1982 und 1983 statt, als 0,48 
Prozent verausgabt wurden. Im Jahre 2012 
wurden hingegen lediglich 0,38 Prozent des 
BNE für EP ausgegeben, wobei zudem fest-
zuhalten ist, dass viel hiervon Phantomhilfe 
ist: Gelder, die entgegen der Ansprüche 
nicht zur Armutsbekämpfung beitragen.8 
Das Ziel 0,7 Prozent-Ziel wird, etwa von 
der EU-Kommission, weiterhin bekräftigt.9 
Auch im  Koalitionsvertrag zwischen CDU, 
CSU und SPD vom November 2013 steht 
selbstbewusst:  „Wir halten an dem Ziel 
fest, 0,7 Prozent des Bruttonationalein-
kommens für öffentliche Entwicklungszu-
sammenarbeit zur Verfügung zu stellen.“10

Diese fortwährenden Bekundungen, das 
vor 43 Jahren vereinbarte Ziel durchaus 
noch anzupeilen, wirken vor diesem histo-

rischen Hintergrund jedoch wenig glaub-
haft. 
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ral Assembly. 2626 (XXV). Internatio-
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flows at a glance.

6 	 Ausnahmen stellen hierbei etwa Dänemark, 
die Niederlande, Norwegen, Luxemburg 
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10  	 CDU, CSU, SPD (2013): S. 181.

Kasten 5: Entwicklungsgelder: Quantitativ unbedeutend

Abbildung 8: Hauptempfänger deutscher ODA-Gelder, 
Jahr 2011(in Mio. US-Dollar) 

China 534
Indien 509

Afghanistan 404
Brasilien 229
Ägypten 174

Indonesien 172
Türkei 137
Serbien 137
Pakistan 134
Mexiko 123

Quelle: OECD (2012b).
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6. Sicherheitspolitische 
Rohstoffsicherung

Dierk Paskert von der RA schildert in einem Interview mit dem 
Handelsblatt seine Sicht auf Deutschland im Kontext einer ver-
schärften Konkurrenz um Rohstoffe und fordert: „Wir brauchen 
eine strategisch ausgerichtete Außenwirtschafts- und Sicherheits-
politik. Das Ziel freier und transparenter Rohstoffmärkte muss 
uns zwar lenken, es wäre aber naiv, dies in naher Zukunft als gege-
ben anzunehmen.“167 Die Entwicklung sei gegenläufig: „Deshalb 
werden wir gemeinsam mit unseren Partnern in der EU und Nato 
[North Atlantic Treaty Organization / Organisation des Nordatlan-
tikvertrags] noch mehr Verantwortung in Außenwirtschafts- und 
Sicherheitsfragen übernehmen müssen, um langfristig dieses Ziel 
zu erreichen.“168 Das Handelsblatt resümiert in der Unterzeile des 
Artikels: „Die Wirtschaft sorgt sich um den freien Zugang zu Öl, 
Gas und Mineralien. Der Chef der Rohstoff-Allianz, eines Pakts 
der Industrie, fordert Unterstützung von der Regierung – falls 
nötig mit Hilfe des Militärs.“169 

Tatsächlich nimmt die militärische Rohstoffsicherung seit je her 
eine immer prominentere Stellung in der Militärplanung ein. Ins-
besondere die in jüngster Zeit rasant zunehmende Instrumentali-
sierung der EP für sicherheitspolitische Belange ist von durchaus 
neuer und hochproblematischer Qualität, wie in diesem Kapitel 
aufgezeigt werden soll.

6.1 Die strategischen Grundlagen militärischer 
Rohstoffsicherung 

Die Nennung und Betonung der Bedeutung der Armeen zur 
Sicherung von Rohstoffen nimmt mittlerweile einen festen Platz in 
den strategischen Dokumenten der Industriestaaten ein. So auch in 
jenen Deutschlands: Schon die „Verteidigungspolitischen Richtli-
nien“ (VPR) aus dem Jahre 1992 zählen zu den „vitale[n] Sicher-
heitsinteressen“ unter anderem die „Aufrechterhaltung des freien 
Welthandels und des ungehinderten Zugangs zu Märkten und 
Rohstoffen in aller Welt“170. In den aktuellsten VPR aus dem Jahre 
2011 heißt es: „Freie Handelswege und eine gesicherte Rohstoffver-
sorgung sind für die Zukunft Deutschlands und Europas von vita-
ler Bedeutung. Die Erschließung, Sicherung von und der Zugang 
zu Bodenschätzen, Vertriebswegen und Märkten werden weltweit 
neu geordnet. […] Zugangsbeschränkungen können konfliktauslö-
send wirken. Störungen der Transportwege und der Rohstoff- und 
Warenströme, z.B. durch Piraterie und Sabotage des Luftverkehrs, 
stellen eine Gefährdung für Sicherheit und Wohlstand dar. Deshalb 
werden Transport- und Energiesicherheit und damit verbundene 
Fragen künftig auch für unsere Sicherheit eine wachsende Rolle 
spielen.“171 

Das Bundesverteidigungsministerium betont den Status Deutsch-
lands als „Hochtechnologiestandort und rohstoffarme Exportna-
tion“172 und definiert deshalb als nationales Sicherheitsinteresse 
„einen freien und ungehinderten Welthandel sowie den freien 
Zugang zur Hohen See und zu natürlichen Ressourcen“173. Um 
dieses Interesse auch durchsetzen zu können, wurden die Fähigkei-
ten der Bundeswehr – durch die Aufstellung entsprechender Ver-
bände und die Einbettung in die NATO und EU – zur weltweiten 
Kriegsführung im Dienste von Wirtschaft und Machtpolitik massiv 
ausgebaut. 

Die NATO spricht selbst eine deutliche Sprache. Während die 
Sicherung der Energieversorgung und von Handelswegen durch-
aus schon in früheren NATO-Dokumenten zu finden ist, ist die 
aktuelle Fassung diesbezüglich noch deutlicher als ihre Vorgänger: 
„Alle Länder sind zunehmend auf die lebenswichtigen Kommuni-

kations-, Transport- und Transitwege angewiesen, auf die sich der 
Welthandel, die Energiesicherheit und der Wohlstand stützen. Sie 
erfordern verstärkte internationale Anstrengungen, um sie gegen 
einen Anschlag oder eine Störung zu wappnen. Einige NATO-
Staaten werden, was ihren Energiebedarf angeht, immer stärker von 
ausländischen Energieversorgern und in einigen Fällen von auslän-
dischen Energieversorgungs- und Verteilernetzen abhängig.“174 Die 
NATO müsse aus diesem Grunde dazu befähigt sein, „zur Energie-
sicherheit beizutragen, auch durch den Schutz kritischer Energiein-
frastruktur und von Transitgebieten und -routen“175.

6.2 Maritimer Militarismus

Die „Konzeption der Bundeswehr“ betont die Bedeutung einer 
maritimen Präsenz Deutschlands: „Deutschland ist als außenhan-
dels- und rohstoffabhängige Nation aus strategischer, wirtschaftli-
cher und ökologischer Sicht besonders auf die uneingeschränkte 
Nutzung der See angewiesen.“176 Insbesondere dem militärischen 
Schutze maritimer Handelswege wird eine beachtliche Bedeutung 
beigemessen. Hermannus Pfeiffer, Soziologe und Wirtschaftswis-
senschaftler, stellt fest, dass der globale Handel künftig weiterhin 
schneller wachsen oder zumindest weniger stark schrumpfen werde 
als die Weltwirtschaft, wobei die internationale Arbeitsteilung und 
die zunehmende Geschwindigkeit des globalen Handels insbe-
sondere auf dem durch das Meer ermöglichten günstigen Trans-
port beruhten. Er schlussfolgert: „Ohne Schifffahrt gäbe es keine 
Globalisierung.“177 Bemerkenswert ist, dass es insbesondere die 
strategisch äußerst wichtigen energetischen Rohstoffe sind, deren 
Handel zu einem beträchtlichen Teil auf maritimem Wege abge-
wickelt wird: Der Transport von Rohöl und Mineralölprodukten 
macht etwa 32,1 Prozent des maritimen Welthandels aus und wei-
tere 26,8 Prozent entfallen auf den Transport von Eisenerz, Kohle 
und Getreide.178

Doch es bleibt nicht bei Absichtserklärungen, Militäreinsätze zur 
Durchsetzung europäischer Rohstoffinteressen sind längst Realität. 
Als ein Beispiel (siehe für ein weiteres Kasten 6) lässt sich etwa die 
Bekämpfung von „Piraten“ vor der Küste Somalias im Rahmen der 
EU-Mission ATALANTA nennen. Offiziell wurde der 2008 begon-
nene und bis heute andauernde erste EU-Militäreinsatz zu Wasser 
damals mit der Notwendigkeit begründet, Schiffe des Welternäh-
rungsprogramms schützen zu müssen, die Nahrungsmittel für die 
hungernde somalische Bevölkerung lieferten. Dass dies zu keinem 
Zeitpunkt das tatsächliche Ziel des Einsatzes war, dass es tatsächlich 
um den Schutz der wichtigen dort liegenden Tankerroute ging – 
und bis heute geht –, wird mittlerweile auch offen so eingeräumt. 
So heißt es im Berichtsentwurf des Europäischen Parlaments über 
die „Umsetzung der Gemeinsamen Sicherheits- und Verteidigungs-
politik“, der von der sozialdemokratischen Abgeordneten Maria 
Eleni Koppa angefertigt wurde, recht unzweideutig: „Das Euro-
päische Parlament […] fordert den Europäischen Rat auf, erneut 
die Bedeutung des Zugangs zu Energieressourcen und der Ener-
gieversorgungssicherheit Europas zu bekräftigen; weist darauf hin, 
dass die Operation ATALANTA bereits eine Rolle in der Energiesi-
cherheit einnimmt, indem Piraten bekämpft werden, die seit 2008 
einige Öltanker entführt haben.“179

Aktuell abeitet die EU an einer Europäischen Maritimen Sicher-
heitsstrategie (EMSS), um die bisherige Politik zu systematisieren, 
wie Markus Harder von der Stiftung Wissenschaft und Politik 
berichtet. Im Artikel Harders findet sich die Forderung, den Akti-
onsradius der europäischen maritimen Kräfte zu erweitern, denn: 
„Die für Europas Wirtschaft wichtigen Warentransporte auf See 
machen vor den europäischen Außengrenzen nicht halt.“180 In der 
„Entschließung des Europäischen Parlaments vom 12. September 
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2013 zu maritimen Aspekten der Gemeinsamen Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik“ ist zu lesen: „Das Europäische Parlament […] 
in der Erwägung, dass die Bedeutung der maritimen Warenströme 
für die Union aufgrund des Wirtschaftswachstums, der Globalisie-
rung und der zunehmenden weltweiten gegenseitigen Abhängigkeit 
stark gestiegen ist; […] stellt jedoch fest, dass zur Gewährleistung 
eines integrierten und umfassenden Ansatzes, der sich insbesondere 
mit den Bedrohungen, Gefahren, Herausforderungen und Chan-
cen auf See befasst, die Erarbeitung einer Europäischen Strategie 
für Maritime Sicherheit unumgänglich ist; betont, dass sich die 
EMSS nicht nur auf die Werte und Grundsätze Europas stützen, 
sondern darüber hinaus Synergien und gemeinsame Antworten 
schaffen und alle wichtigen Institutionen und Beteiligten sowohl 
im zivilen als auch im militärischen Bereich einbinden muss.“181

Für Deutschland fordert Harder, es müsse „bei der Definition 
seiner maritimen Interessen der geografische Aktionsradius deut-
licher als bislang erörtert werden, insbesondere im Bezug auf die 
deutsche Rolle im Welthandel, die über den EU-Seeraum hinaus-
greift. An Berlin liegt es nun, seine gegenwärtig eher landbasierte 
Sicherheitsstrategie im Hinblick auf seine maritimen Interessen zu 
erweitern.“182 In der Tat spielt Deutschland zumindest im kommer-
ziellen Bereich schon eine beträchtliche Rolle: Von allen Container-
schiffen gehören über ein Drittel deutschen Eigentümerinnen und 
Eigentümern.183 

Es ist davon auszugehen, dass die strategische Bedeutung der 
Kontrolle der Weltmeere weiterhin wachsen wird und die Meere 
zunehmend militarisiert werden. Über die Bedeutung der See als 
Verkehrsraum hinaus, befinden sich im Meer selbst Mineralvor-
kommen. „Das birgt neue Gefahren. Wenn in Zukunft ein immer 
größerer Anteil der Rohstoffe im Meer gewonnen wird, dürften 
militärische Auseinandersetzungen wie der im 19. Jahrhundert zwi-
schen Chile, Bolivien und Peru geführte ,Salpeter-Krieg‘ in nicht 
allzu ferner Zeit auf hoher See ausgetragen werden. Auch darum 
wird die Kriegsmarine in vielen Ländern an Bedeutung gewin-
nen.“184 Pfeiffer schrieb dies im Jahre 2009, das Internetportal 
German Foreign Policy berichtete im Juli 2013 von einem Posi-
tionspapier der Konrad-Adenauer-Stiftung, in welchem in Anbe-
tracht der wirtschaftlichen Bedeutung der Weltmeere die maritime 
Aufrüstung Deutschlands gefordert wird.185 Eine Forderung, die 
sich tatsächlich schon im „Weißbuch 2006 zur Sicherheitspoli-
tik Deutschlands und zur Zukunft der Bundeswehr“ findet. Die 
Marine solle demnach „in die Lage versetzt [werden], dauerhaft 
auch in großer Entfernung, im multinationalen Rahmen und unter 
Bedrohung vor fremden Küsten operieren zu können. Damit trägt 
die Marine dazu bei, Krisen und Konflikte bereits am Ort ihres 
Entstehens einzudämmen und – wenn politisch gefordert – zu 
bewältigen.“186

6.3 Waffenhandel als Rohstoffdiplomatie

Ein vom Handelsblatt veröffentlichter Artikel spricht eine weitere 
gänzlich unrühmliche Form deutscher Rohstoffdiplomatie an, die 
benannt nach der deutschen Bundeskanzlerin als Merkel-Doktrin 
bekannt ist.187 Unter dem Titel „Waffen gegen Rohstoffe“ wird in 
besagtem Handelsblatt-Artikel die Bewaffnung strategischer Ver-
bündeter und Erdöllieferländer wie Saudi-Arabien durch Deutsch-
land beschrieben: „Diese Strategie der ,Ertüchtigung‘ ist wegen der 
fragwürdigen Menschenrechtslage in Saudi-Arabien in Deutsch-
land höchst strittig, für die in der Heimat unter Auftragsschwund 
leidende Industrie aber auch höchst lukrativ.“188 Diesem Umstand 
hat sich auch der Pädagoge und Publizist Jürgen Grässlin angenom-
men und stellt fest: „Mehr noch als in den Vorjahren transferierte 
Deutschland im vierten Jahr der Großen Koalition (2009) Waffen 

und Rüstungsgüter nach Afghanistan, Ägypten, Angola, Brasilien, 
Brunei, Georgien, Indien, Indonesien, Israel, Kolumbien, Kuwait, 
Malaysia, Nigeria, Oman, Pakistan, Russland, Saudi-Arabien, 
Singapur, Thailand, die Türkei und die Vereinigten Arabischen 
Emirate – allesamt Länder, deren Menschenrechtslage laut GKKE 
[Gemeinsame Konferenz Kirche und Entwicklung] in drei Fällen 
als ,schlecht‘, in 18 Fällen als ,sehr schlecht‘ beurteilt wurde.“189 

In dem oben zitierten Handelsblatt-Artikel wird außerdem darauf 
verwiesen, dass Deutschland drittgrößter Aussteller – passend zu 
Deutschlands Platzierung als drittgrößter Waffenexporteur190 – auf 
der Rüstungsmesse International Defence Exhibition and Con-
ference in Abu Dhabi ist. „Die deutschen Rüstungsfirmen setzen 
gerade auf den Nahen Osten große Hoffnungen. Laut einer neuen 
Umfrage gehen 94 Prozent der Rüstungsmanager davon aus, dass 
Aufträge aus der Region in den kommenden drei bis fünf Jahren 
,mittlere bis hohe Relevanz‘ für ihr Unternehmen entwickeln 
werden.“191

Ebenfalls im Handelsblatt zu lesen ist: „Schon heute sichern, aus 
Sicht der Kanzlerin Angela Merkel, Rüstungsexporte in strategisch 
wichtige Regionen wie den Ölstaat Saudi-Arabien deutsche Inter-
essen.“192 In einem anderen Artikel mit dem Titel „Waffen gegen 
Rohstoffe“ finden sich folgende Überlegungen: „Die Regierung, so 
die Gedankenspiele, könnte sich noch stärker in die Rohstoffver-
sorgung der deutschen Industrie einschalten – und dafür auch stär-
ker auf sicherheitspolitische Instrumente zurückgreifen. Ein neuer 
Koordinator könnte die Fäden dafür in die Hand nehmen, und 
zugleich die Interessen der deutschen Rüstungsindustrie im Auge 
behalten.“193

Diese westlichen Waffenexporte verschärfen ebenjene sozialen 
Misslagen – von Rohstoffkonflikten über politische Repressionen 
–, welche über EP und Stabilisierungseinsätze zu bekämpfen vor-
gegeben werden. Jürgen Wagner von der Informationsstelle Mili-
tarisierung weist darauf hin, dass mit dem Rohstoffreichtum die 
Konfliktgefahr exponentiell steigt, „und zwar nicht nur aufgrund 
habgieriger lokaler Eliten, sondern auch, weil von westlicher Seite, 
insbesondere durch die hiervon profitierenden Konzerne, häufig Öl 
ins Feuer gegossen wird.“194

Abbildung 9: Staaten mit den größten Militärausgaben, Jahr 2012 
(in Mrd. Dollar)195 

USA 685
China 166

Russland 90,7
Großbritannien 60,8

Japan 59,3
Frankreich 58,9

Saudi-Arabien 56,7
Indien 46,1

Deutschland 45,8
Italien 34,0

Quelle: Stockholm Peace Research Institute (2013): S. 134.

6.4 Fragile Staaten und abstrakte Bedrohungen

Nach der Rechnung des BMZ sollen 1,5 Milliarden Menschen 
in sogenannten fragilen  – oft auch scheiternde oder gar geschei-
terte – Staaten leben.196 Sowohl in entwicklungspolitischen als auch 
sicherheitspolitischen Dokumenten fällt solchen fragilen Staaten 
ein besonderer Stellenwert zu. Im Afrikakonzept bekräftigt die 
Bundesregierung etwa, dass das Gewährleisten von Sicherheit – ins-
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Die Demokratische Republik Kongo 
(DRK) kann als eine Art Musterfall für 
ein Land gelten, das von dem berüchtig-
ten „Rohstofffluch“ heimgesucht wird. Die 
sozialen und ökologischen Miseren der 
DRK – die im Jahre 2013 gemeinsam mit 
Niger auf dem 186. und damit letzten Platz 
des Human Development Index der VN 
rangierte1 – sind jedoch weniger die Folgen 
übernatürlicher Flüche als das Resultat 
handfester Interessenspolitik.

 Im Jahre 1965 kam Mobuto Sese Seko 
durch einen Staatsstreich mit Unterstüt-
zung der US-amerikanischen Central Intel-
ligence Agency an die Macht.2 Er regierte 
das 60 Millionen Einwohnerinnen und Ein-
wohner beheimatende Land bis zu seinem 
Sturz im Jahr 1997 durch Laurent-Désiré 
Kabila, dem im Jahr 2001 sein Sohn, der 
bis heute amtierende Joseph Kabila folgte. 
Auf die Übernahme der Macht durch Lau-
rent-Désiré Kabila folgten der Erste und 
Zweite Kongokrieg, die auch als „Afrika-
nische Weltkriege“ bezeichnet werden, da 
eine Vielzahl von äußeren Staaten, insbe-
sondere aus der Region, in den Krieg inter-
venierten. Den Auseinandersetzungen sind 
je nach Schätzungen bis zu fünf Millionen 
Menschen zum Opfer gefallen. Während 
Kabila auf der einen Seite insbesondere von 
Angola, Simbabwe und Namibia unter-
stützt wurde, kämpften vor allem Ruanda, 
Uganda und Burundi gegen die Regierung 
in Kinshasa. Alle genannten Länder besetz-
ten unmittelbar Teile der DRK. 

Aram Ziai und Wolfram Schaffar beziehen 
sich auf die Studie Björn Austs „Feindliche 
Übernahmen“3, wenn sie schreiben: „Aust 
betrachtet die offiziellen Begründungen für 
die Beteiligung am Krieg mit großer Skep-
sis: Ruanda sah seine Grenzen durch geflo-
hene Hutu-Milizen im Ostkongo bedroht 
und warf der Regierung mangelnden Willen 
zu ihrer entschlossenen Bekämpfung vor; 
Uganda führte ähnliche Sicherheitserwä-
gungen bezüglich der Rebellen der Allied 
Democratic Force (ADF) ins Feld, Angola, 
Simbabwe und Namibia hingegen beriefen 
sich auf ein Mandat der Southern African 
Development Community (SADC), die 
(auf Betreiben Simbabwes) eine Interven-
tion zur Wiederherstellung der nationalen 
Integrität der DRK legitimierte.“4 

Entgegen dieser Version seien es aber vor 
allem wirtschaftliche Interessen gewesen, 
die Wasser auf die Mühlen des Konfliktes 
gegossen hätten. So zeige Aust in seiner 
Studie anhand der rohstoffreichen Regio-
nen, in denen sich besonders schwere 
Kämpfe zugetragen haben, „dass die Allianz 
zwischen Ruanda und Uganda an rivalisie-

renden Ansprüchen um die Kontrolle des 
Diamantenhandels zerbrochen war und 
zur militärischen Konfrontation führte; 
dass der Hauptverbündete der Regierung 
Kabila, Simbabwe, aufgrund zahlreicher 
Kredite und Unterstützungsleistungen, 
die im Fall eines erneuten Regimewech-
sels nicht zurückgezahlt worden wären, 
ein handfestes ökonomisches Interesse am 
Überleben dieser Regierung hatte.“5 Mit den 
Kriegsparteien verbundene Organisationen 
hätten sich demnach sehr profitable Kon-
zessionen im Rohstoffsektor und Anteile an 
Joint Ventures sichern können. So seien es 
insbesondere Militärs, Unternehmerinnen 
und Unternehmer sowie Politikerinnen und 
Politiker gewesen, die vom Krieg profitiert 
hätten. Mindestens fünf Milliarden US-
Dollar öffentlichen Eigentums seien dabei 
ohne Kompensation in die Hände privater 
Unternehmen überführt worden.6 

Diese Zahlen geben einen Einblick in 
die ökonomischen Interessen, die hinter 
den seit Jahrzehnten das Land beutelnden 
Bürger- und Regionalkriegen stehen. Für 
das Jahr 2012 gibt das Heidelberger Institut 
für Internationale Konfliktforschung neun 
Konflikte für die DRK an. Für sieben dieser 
neun Konflikte werden explizit Ressourcen 
als ein Konfliktgegenstand genannt.7 Bei 
jenen Konflikten, für welche Ressourcen 
nicht genannt werden, gehe es demnach 
um regionale („subnational predominance“) 
oder nationale Macht („national power“), 
welche selbstredend in einem Staat, dessen 
Wirtschaft stark auf Rohstoffextraktion 
und -export ausgerichtet ist, nicht zuletzt 
rohstoffmotiviert oder zumindest rohstoff-
bedingt sind, zumindest aber nicht völlig 
getrennt von diesen Interessen an der Roh-
stoffkontrolle verstanden werden können. 

In der Tat ist das Land ökonomisch von 
herausragender Attraktivität. Wie hinrei-
chend bekannt, befinden sich in der ehe-
maligen belgischen Kolonie große Erdöl-, 
Coltan-, Diamanten-, Kupfer- und Cobalt-
vorkommen – um nur einige der Boden-
schätze der DRK zu nennen.

Viele Unternehmen aller Welt melden 
Interesse an den Ressourcen des Landes 
an und sind vor Ort präsent und roh-
stofffördernd aktiv. Auch die EU und ihre 
Mitgliedsstaaten haben Interessen an der 
DRK – allen voran die Wirtschaftsmächte 
Deutschland und Frankreich. Der ehema-
lige Bundesverteidigungsminister Franz-
Josef Jung begründete die Notwendigkeit 
eines EU-Militäreinsatzes in der DRK im 
Jahr 2006 folgendermaßen: „Stabilität in 
der rohstoffreichen Region nützt auch der 
deutschen Wirtschaft.“8 Außerordentlich 

deutlich – insbesondere hinsichtlich der 
französischen Interessen – wurde bezüg-
lich der Hintergründe derselben Inter-
vention der ehemalige Staatssekretär im 
Bundesverteidigungsministerium, Walther 
Stützle, in einem Kommentar im Tages-
spiegel: „Worum geht es? Afrika ist arm an 
Wohlstand, aber reich an Bodenschätzen. 
Vom Erdöl bis zum Uran, von Kobald [sic] 
über Platin bis Titan – alles, was selten und 
teuer ist, findet sich in afrikanischer Erde. 
Unter den afrikanischen Staaten aber ist 
die Demokratische Republik Kongo das 
rohstoffreichste Land – das Land, mit dem 
größten Potenzial. Der Wettlauf um die 
Ausbeutung der afrikanischen Rohstoffe ist 
längst und heftig im Gange, auch in Kongo 
– Amerikaner und Chinesen gehen dabei 
planvoller zu Werke als die Europäer. Gegen 
sie in Afrika den Wettlauf um Einfluss, 
Macht und Rohstoffe zu verlieren, ist für 
Frankreich undenkbar. Paris ist entschlos-
sen, das Blatt zu wenden. Statt Schauplatz 
für afrikanische Flüchtlingsdramen zu sein, 
soll von Europas Küsten künftig Präsenz in 
Afrika ausgehen. Den Flüchtlingsstrom erst 
gar nicht entstehen zu lassen, die Boden-
schätze dort heben wo sie sich befinden 
– Afrikapolitik in Afrika betreiben – das 
ist der Kern der im Dezember des letzten 
Jahres beschlossenen, weithin unbeachteten 
Afrikastrategie der EU mit dem keineswegs 
unbescheidenen Titel: ,Die EU und Afrika: 
Auf dem Weg zu einer Strategischen Part-
nerschaft‘. Sechs Ziele nennt die Strategie 
– auf Platz eins stehen ,Frieden und Sicher-
heit‘, – zu erreichen, unter anderem und im 
Dokument an prominent vorderer Stelle 
genannt, – mit militärischen Kriseneinsät-
zen der Europäischen Union.“9  

Im Jahre 2003 hatte Joseph Kabila – 
der Sohn des im Jahre 2001 ermordeten 
Laurent-Désiré Kabila – die Macht in 
Kinshasa als Chef einer nicht-gewählten 
Übergangsregierung übernommen. Erst 
2006 fanden nach mehreren Verschiebun-
gen Wahlen statt, die allerdings von der 
größten Oppositionspartei boykottiert 
wurden. Dennoch galt Kabila hierdurch als 
legitimer Präsident, wozu die Europäische 
Union direkt beitrug, indem sie hierfür 
eine Militärmission entsendete. Die EU die 
Mission „European Union Force Democra-
tic Republik of the Congo“ (EUFOR RD 
Congo) sollte zum Ziel haben, die Sicher-
heit der Einrichtungen und des Personals 
der VN-geführte Mission „UN Stabiliza-
tion Mission in the Democratic Republic 
of the Congo“10 (MONUSCO) während 
der Wahlen zu gewährleisten – ebenso wie 
den Schutz des Flughafens in Kinshasa, den 

Kasten 6: Militäreinsätze zur Rohstoffsicherung: 
Das Beispiel der Demokratischen Republik Kongo
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Schutz von Zivilistinnen und Zivilisten 
sowie die Möglichkeit zur Evakuierungen 
in Notlagen. Die Bundeswehr beteiligte 
sich mit 780 Soldaten und übernahm die 
Leitung der Mission.

Den offiziellen Begründungen für die 
EUFOR RD Congo hielt Lühr Henken 
schon im Jahre 2006 entgegen: „Die 
Einsatzziele der EU-Truppe sind nicht 
ausreichend begründet. Die vorgesehe-
nen Aufgaben haben keine reale Grund-
lage oder können von MONUC [heute 
MONUSCO] und den kongolesischen 
Sicherheitskräften ausgeführt werden. Der 
Einsatz ist Symbolik.“11 Es hätte demnach 
durchaus die Möglichkeit bestanden, dass 
solche Aufgaben etwa die Afrikanische 
Union oder die Entwicklungsgemeinschaft 
des südlichen Afrika (SADC) hätten wahr-
nehmen können. Dass jedoch nicht diese 
afrikanischen Organisationen, sondern die 
EU so militärische Präsenz zeigte, konterka-
riere die Behauptung der EU, eine Stärkung 
der Eigenverantwortung des afrikani-
schen Kontinents vorantreiben zu wollen. 
Henken schlussfolgert richtigerweise: 
„Dieser Vorgang belegt das Eigeninteresse 
der EU im Kongo.“12 Und diese bestehen 
insbesondere an den Bodenschätzen des 
Landes, deren Ausbeutung durch einige 
europäische Staaten spätestens seit 1884/85 
betrieben wird, als der belgische König 
Leopold II. das Land zu seinem Privatbesitz 
erklärte. In der jüngeren Geschichte spielen 
über etwa deutsche, belgische und franzö-
sische Unternehmen hinaus allen voran 
auch kanadische und amerikanische sowie 
südafrikanische, indische und chinesische 
Unternehmen eine Rolle im Kampf um die 
günstigsten Konzessionen für die äußerst 
gewinnversprechenden Bodenschätze. 

Ein Beispiel, wie sich besagte Ausbeu-
tung darstellt, gibt ebenfalls Henken: „Im 
August 2005 sicherte sich die US-Minen-
gesellschaft Phelps Dodge von der staat-
lichen Minengesellschaft Gécamines mit 
dekretierter Zustimmung der Übergangs-
regierung Kabila einen Anteil von 57,75 
Prozent an der Kupfer-Kobalt-Mine Tenke-
Fungurume in Katanga für nur 60 Mio. 
USD. Die Mine enthält nach Angaben von 
Phelps Dodge 103 Millionen Tonnen Erz, 
dessen Kupfergehalt das Unternehmen mit 
3,44 % und dessen Kobaltgehalt mit 0,34 
% angibt (Jahresbericht 2005 www.phelps-
dodge.com). Nach derzeitigen Preisen 
ergibt sich ein Marktwert des Kupfers von 
gut 16 Milliarden USD, das Kobalt valu-
tiert mit etwa 5,6 Mrd. USD (14,60 USD 
[US-Dollar]/lb [Pfund] am 19.7.06; 1 lb = 
453,59 g). Die Konzession kostet also nur 
etwa ein Vierhundertstel des Umsatzes. 

Selbst wenn das Unternehmen Hunderte 
Millionen Dollar in die Erschließung inve-
stieren müsste, sind diese Summen ange-
sichts der exorbitanten Renditeaussichten 
als Peanuts zu bezeichnen.“13 

Joseph Kabila – damals Wunschkandidat 
Frankreichs und der USA14 – ermöglichte 
westlichen Firmen schon zu seiner Zeit als 
Interimspräsident, vor seiner ersten Wahl 
im Jahre 2006, beträchtliche Vergünsti-
gungen. Susy Greuter nimmt eine Unter-
suchung über Bergbaukonzessionen in der 
DRK in den Blick: „Schon anfangs 2007 
bildete eine Gruppe von nationalen und 
internationalen NGOs [Nichtregierungsor-
ganisationen / Non-Governmental Orga-
nizations] wieder ein Team, welches sich 
aufmachte, die letzten Vertragsabschlüsse 
des kongolesischen Staates mit zwölf inter-
nationalen Bergbau-Unternehmen zu stu-
dieren. [...] Von den 61 begutachteten ,Joint 
Venture‘-Verträgen wurde hier kein einziger 
als akzeptabel bewertet, 38 hingegen als 
revisionsbedürftig und 23 als nicht verhan-
delbar, also aufzulösen. […] Nicht weniger 
als zwei Drittel der Verträge waren in den 
Jahren 2003 bis 2006 abgeschlossen worden, 
also während der Interimsregierung.“15

So waren und sind es bis heute insbeson-
dere auch europäische und nordamerika-
nische Unternehmen, die von der Misere 
des Landes profitieren. Trotz umfassender 
Thematisierung des Kapitels DRK hat 
sich an dieser Ausbeutungsstruktur nichts 
Grundlegendes verändert. Jüngst erschien 
der Africa Progress Report 2013, der dies 
deutlich macht. Jean Djamba von der Pax 
Christi-Kommission „Solidarität mit Zen-
tralafrika“ wird in einer Pressemitteilung 
von Pax Christi wie folgt zitiert: „Die 
Studie ‚Gerechtigkeit mit Rohstoffen‘ [des 
Africa Progress Report 2013] legt die Finger 
auf offene Wunden. Sie zeigt z.B. auf, dass 
multinationale Konzerne durch Rohstoff-
ausbeutung doppelt so viele Geldmittel aus 
Afrika abziehen, als durch sogenannte Ent-
wicklungshilfe den Kontinent erreichen. 
Am Beispiel der Demokratischen Republik 
Kongo wird dargestellt, wie Briefkasten-
firmen für Schürfrechte ,einen Pappen-
stiel‘ bezahlen und diese in Einzelfällen in 
Steueroasen kurz darauf mit hohem Profit 
weiter veräußern.“16

 Trotzdem oder wohl eher gerade deswegen 
genießt Kabila weiterhin die Unterstützung 
durch die EU: Dies geschieht vor allem durch 
zwei EU-Missionen zum Aufbau der kongo-
lesischen Polizei (EUPOL RD Congo) und 
Armee (EUSEC RD Congo). Beide sind 
immer wieder an schweren Menschenrechts-
verletzungen beteiligt, die unter anderem bei 
der gewaltsamen Niederschlagung von Prote-

sten  gegen Kabila  geschehen. 
Die EU-Einsätze stehen für punktuelle 

Interventionen einer interessensgeleiteten 
äußeren Macht, sodass diese Einsätze tat-
sächlich nicht geeignet sein können, die 
strukturellen Probleme der DRK zu thema-
tisieren und noch weniger, sie zu beheben. 
Gleichzeitig sichern sie die Verbindung der 
EU zu Kabilas handelsoffener DRK und 
damit jene wirtschaftspolitische Struk-
tur, von der politische und ökonomische 
Eliten, Konzerne aus dem Norden und 
damit deren Volkswirtschaften profitieren 
– zu Lasten der Natur und Mehrheit der 
Bevölkerung im betroffenen Land.
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besondere durch den Kampf gegen Terrorismus – „ein Schlüssel für 
Demokratie und Stabilität in Afrika [sei]“197.

Jan Pospisil von der Universität Wien stellt in diesem Zusam-
menhang eine Verschiebung innerhalb des Diskurses der EP fest: 
Er geht davon aus, „dass seit spätestens Mitte der 1990er Jahre 
ein Veränderungsprozess im Bereich der Entwicklungs- wie auch 
der Sicherheitspolitik stattgefunden hat und stattfindet, der sich 
in Richtung eines Zusammenwachsens der beiden Politikbereiche 
entwickelt.“198 Wie Wagner schon im Jahre 2008 feststellte, hat sich 
der Standpunkt weitgehend durchgesetzt, dass die Schaffung von 
Sicherheit vorrangiges Ziel der EP sein müsse, da dies als Grundvor-
aussetzung aller Entwicklung erachtet werde. Er führt aus: „Diese 
Sichtweise trifft auch für die Entwicklungspolitik zu und begrün-
det den Paradigmenwechsel von der Armutsbekämpfung zur pro-
aktiven Sicherheitspolitik. Er basiert auf einer grundlegend neuen 
Interpretation der Zusammenhänge zwischen Weltwirtschaftssy-
stem, Armut und Entwicklung. Sie verdreht zwar die Ergebnisse 
der Kriegsursachenforschung auf perfide Weise, indem die Konflikt 
verschärfende Wirkung westlicher Interessenspolitik ausgeblendet 
wird, gerade deshalb erweist sie sich aber als perfektes Legitimati-
onskonstrukt des westlichen Militärinterventionismus.“199

Richtungsweisend war hier die im Dezember 2003 verabschie-
dete „Europäische Sicherheitsstrategie“, in der es hieß: „Eine Reihe 
von Ländern und Regionen bewegen sich in einem Teufelskreis von 
Konflikten, Unsicherheit und Armut.“ Die für die fortan hieraus 
abgeleiteten Prioritäten der EP entscheidende Schlussfolgerung, 
wo hierfür die Ursachen zu suchen seien und was die adäquaten 
Mittel wären, um dem entgegen zu wirken, finden sich gleich im 
anschließenden Satz: „Sicherheit ist eine Vorbedingung für Ent-
wicklung.“200 Hierdurch wird die militärische Herstellung von 
Sicherheit kurzerhand zu einem Projekt zur Armutsbekämpfung 
umdefiniert, an welchem sich demzufolge auch die EP zu beteili-
gen habe. 

Neben solch entwicklungspolitischen oder anderen humanitären 
Diskurse – etwa der Rechtfertigung militärischer Interventionen im 
Namen des Schutzes der Menschenrechte – werden insbesondere 
sicherheitspolitische Diskurse bemüht, um Militäreinsätze zu legiti-
mieren. Einen solchen sehr ambitionierten Rechtfertigungsversuch 
für ihr Interesse an fragilen Staaten versucht die Bundesregierung 
in ihren 2012 veröffentlichen „Ressortübergreifenden Leitlinien – 
Für eine kohärente Politik der Bundesregierung gegenüber fragilen 
Staaten“ zusammenzuzimmern, wenn sie schreibt: „Über Jahrhun-
derte stellten starke, funktionierende Staaten die größte Gefahr für 
den globalen Frieden dar. Heute sind vor allem schwache staatliche 
Gebilde eine große Herausforderung für die globale Sicherheit.“201 
Diese Behauptung wird nicht weiter begründet – verwiesen wird 
lediglich auf die äußerst vagen Begriffe wie Terrorismus und 
organisierte Kriminalität. Auch die NATO möchte eine direkte 
Bedrohung für ihre Sicherheit im Aufkommen solcher fragiler 
Staaten erkannt haben: „Instabilität oder Konflikte außerhalb der 
NATO-Grenzen können die Sicherheit des Bündnisses unmittel-
bar bedrohen, vor allem, wenn sie Extremismus, Terrorismus und 
länderübergreifende illegale Aktivitäten wie Waffen-, Drogen- und 
Menschenhandel fördern.“202 Die „Konzeption der Bundeswehr“ 
bemüht sich um das Schüren von Ängsten vor abstrakten Bedro-
hungen. So liest sich in dieser, es gebe „teilweise gänzlich neue 
Herausforderungen“, die „unvorhersehbar, komplex [seien] und 
[...] auch vor nationalen Grenzen nicht Halt [machten]“. Dabei 
nehme das „Einflusspotenzial nichtstaatlicher Akteure“ zu, wobei 
„die Grenzen zwischen der Sicherheit im Äußeren und der im Inne-
ren verschwimmen.“203 

In der westlichen Bedrohungsanalyse werden dabei instabile Staa-
ten als Nährboden für Terrorismus gesehen und aufgrund dieser 

– fragwürdigen204 – Annahme das Recht, ja die Notwendigkeit 
abgeleitet, solche Länder mittels einer pro-aktiven, auf Militärin-
terventionen setzenden Sicherheitspolitik zu „stabilisieren“. So 
heißt es in der Europäischen Sicherheitsstrategie: „Das Scheitern 
eines Staates [...] ist ein alarmierendes Phänomen, das die globale 
Politikgestaltung untergräbt und die regionale Instabilität vergrö-
ßert. […] Im Zeitalter der Globalisierung können ferne Bedrohun-
gen ebenso ein Grund zur Besorgnis sein wie näher gelegene. [...] 
Die erste Verteidigungslinie wird oftmals im Ausland liegen. Die 
neuen Bedrohungen sind dynamischer Art. [...] Daher müssen wir 
bereit sein, vor Ausbruch einer Krise zu handeln. Konflikten und 
Bedrohungen kann nicht früh genug vorgebeugt werden.“205 

Auch im Strategischen Konzept der NATO wird gefordert, „robu-
ste Streitkräfte zu dislozieren, wo und wann dies zu unserer Sicher-
heit erforderlich ist, und dabei zu helfen, gemeinsame Sicherheit 
mit unseren Partnern rund um den Globus zu schaffen.“206 Ein 
anderer Abschnitt verdeutlicht die Ausrichtung auf globale Kampf-
fähigkeit der NATO, die im zitierten strategischen Dokument 
festgelegt wird: „Krisen und Konflikte außerhalb der Grenzen der 
NATO können eine direkte Bedrohung der Sicherheit des Gebiets 
und der Bevölkerungen des Bündnisses darstellen.“207 

Fast sympathisch offen wirken vor diesem Hintergrund die Aus-
sagen aus den Reihen der Industrie, da sie den „Kern des Pudels“ 
frei aussprechen. Ulrich Grillo, Präsident des BDI, bringt das 
wirtschaftliche Interesse an den fragilen Staaten eindeutig auf den 
Punkt und formuliert gleichzeitig Forderungen an die Entwick-
lungs- und Außenpolitik: „Politische und wirtschaftliche Stabili-
tät der Rohstoffförderländer sind Grundvoraussetzungen für eine 
sichere Rohstoffversorgung der Abnehmerländer. Hier hat unsere 
Außenpolitik die überaus wichtige und schwierige Rolle, zur Sta-
bilität von rohstoffreichen Ländern beizutragen und dies ist auch 
eine Kernaufgabe der Entwicklungszusammenarbeit.“208 Tatsäch-
lich schreibt auch die CDU/CSU-Bundestagsfraktion in ihrer Roh-
stoffstrategie aus dem Jahre 2012 bezüglich sogenannter fragiler 
Staaten: „Mehr als die Hälfte der weltweiten Rohstoffproduktion 
erfolgt in politisch instabilen Ländern. Bei einigen Erzen stammt 
sogar die gesamte Weltförderung aus solchen Ländern. Damit ist 
das politische Risiko, dass diese Länder aufgrund von militärischen 
Konflikten, Terrorismus oder der Verstaatlichung von Rohstoff-
quellen als Lieferanten ausfallen, hoch.“209 Beachtlich ist bei diesem 
Zitat nicht nur, dass die Rohstoffnationalisierung offen als Risiko 
benannt wird, sondern auch die ehrliche Betonung der wirtschaft-
lichen Interessen an jenen „politisch instabilen Ländern“. 

Insbesondere der EP soll demnach die Rolle zukommen, eine 
Befriedung der Länder zu unterstützen. Auch hier ist Grillo wieder 
deutlich: „[D]ie Entwicklungspolitik bietet viel mehr Möglich-
keiten, zur Sicherheit unserer Rohstoffversorgung beizutragen, als 
gemeinhin angenommen wird. Sie kann in Entwicklungsländern 
hinwirken auf Rechtssicherheit, Investitionsschutz, Abbau von 
Exportbeschränkungen oder auch Unterbindung illegalen Exports 
von Rohstoffen. Das trägt zu privatwirtschaftlichem Engagement 
dort bei und kann auch uns helfen, unsere Rohstoffimporte siche-
rer zu machen.“210

Auch im Falle der fragilen Staaten speist sich das Interesse der 
deutschen Politik vorrangig aus dem Drang zum Zugriff auf Roh-
stoffe und Märkte. Die vielförmigen Eingriffe in solche Staaten – sei 
es über die EP oder „humanitäre“ Interventionen – dienen vor-
wiegend dem Umbau der fragilen Staaten zur Marktkonformität, 
sprich zur neoliberalen Öffnung für westliches Kapital. Verursacht 
dies „Instabilitäten“, werden diese, sofern aus Interessensgesichts-
punkten erforderlich, militärisch „befriedet“. Die EP spielt auch 
bei solchen Militärinterventionen – die häufig die Form regelrech-
ter Besatzungen annehmen, beschönigend jedoch als „Stabilitäts-
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export“ deklariert werden – in mehrfacher Hinsicht eine wichtige 
Rolle.

6.5 Ganzheitlichkeit und Vernetzte Sicherheit

Der Ansatz der Vernetzten Sicherheit möchte in Konfliktregio-
nen eine verbesserte Zusammenarbeit zwischen den involvierten 
Handlungsfeldern erreichen – vom Polizeilichen, über das Mili-
tärische bis zum Entwicklungspolitischen. Erstmals Nennung 
findet das Konzept der Vernetzten Sicherheit im „Weißbuch 2006 
zur Sicherheitspolitik Deutschlands und zur Zukunft der Bun-
deswehr“, in welchem zu lesen ist: „Erforderlich ist vielmehr ein 
umfassender Ansatz, der nur in vernetzten sicherheitspolitischen 
Strukturen sowie im Bewusstsein eines umfassenden gesamtstaat-

lichen und globalen Sicherheitsverständnisses zu entwickeln ist.“211 
Und weiter: „Das Gesamtkonzept der Bundesregierung ,Zivile 
Krisenprävention, Konfliktlösung und Friedenskonsolidierung‘ ist 
ein Baustein dieses gesamtstaatlichen Sicherheitsverständnisses. Es 
erfasst neben den klassischen Feldern der Außen-, Sicherheits-, Ver-
teidigungs- und Entwicklungspolitik unter anderem die Bereiche 
Wirtschaft, Umwelt, Finanz-, Bildungs- und Sozialpolitik.“212 

Die Betonung des vernetzten Ansatzes – in NATO und EU auch 
„Comprehensive Approach“ genannt – zieht sich seitdem durch 
die sicherheitsrelevanten Dokumente, so findet er sich ebenfalls in 
der im Jahre 2013 veröffentlichten „Konzeption der Bundeswehr“. 
Vonnöten sei ein „umfassendes Verständnis von Sicherheit“213. Es 
wird bekräftigt: „Sie erfordern einen ressortgemeinsamen und zwi-
schenstaatlich abgestimmten Ansatz. Bei ihrer Bewältigung kann die 

Linda Polman, Journalistin und Buchau-
torin, schreibt mit Bezug auf die Verände-
rungen in der amerikanischen EP nach der 
Ausrufung des War on Terror durch den 
damaligen US-Präsidenten George W. Bush: 
„Colin Powell, zu der Zeit Bushs Außenmi-
nister, skizzierte anschließend, was dieser 
neue politische Kurs von den amerikani-
schen Hilfsorganisationen erwartete – wenn 
sie denn weiterhin Finanzierung durch die 
amerikanische Regierung wünschten. ,Wie 
unsere Soldaten und Diplomaten, dienen 
auch die NGOs [Nichtregierungsorgani-
sationen / Non-Governmental Organizati-
ons] an der Frontlinie der Freiheit. (…) Sie 
stärken unsere Truppen und sind wichtiger 
Teil unseres combat team‘, sagte er in seiner 
Ansprache.“1

In Deutschland war es vor allem Reserv-
ehauptmann Dirk Niebel während seiner 
Zeit als BMZ-Minister, der die deutsche EP 
im Namen der Ressortkohärenz stärker mit 
der Bundeswehr verzahnte.

Eine solche Verquickung von Militäri-
schem und Zivilem, insbesondere Huma-
nitärem, hat weitreichende Folgen für 
humanitäre Organisationen – nicht nur für 
die staatlich geförderten, sondern durchaus 
auch für finanziell und politisch unabhän-
gige. Ein Großteil der humanitären Nicht-
regierungsorganisationen – und allen voran 
jene, die in Konfliktregionen aktiv sind – 
berufen sich auf die Grundsätze Neutrali-
tät, Unparteilichkeit und Unabhängigkeit.2 
Der Anspruch an ebendiese Grundsätze 
ist die einzige Möglichkeit für humani-
täre Nichtregierungsorganisationen, in 
Konfliktregionen zu agieren und nicht 
unmittelbar als Teil einer kriegsführenden 
Partei wahrgenommen und somit selbst zur 
Kriegspartei zu werden. Die Forderung im 
Konzept der Vernetzten Sicherheit nach 
ressortübergreifendem politischem Han-
deln läuft somit Gefahr, ebendiese Grund-

sätze zu konterkarieren. 
So lässt etwa die Kritik des Dachverbands 

der deutschen entwicklungspolitischen 
Nichtregierungsorganisationen (VENRO) 
nichts an Schärfe vermissen: „Das Kon-
zept der ,Vernetzten Sicherheit‘ – im 
NATO-Jargon ,Comprehensive Approach‘ 
– bedeutet in der Konsequenz, dass die 
staatliche Entwicklungszusammenarbeit 
und Aufbauhilfe den militärischen Zielen 
im Sinne einer ,Aufstandsbekämpfung‘ 
untergeordnet ist. […] Für die Hilfsorgani-
sationen bedeuten die genannten Tenden-
zen zur zivil-militärischen Zusammenarbeit 
und zur Unterordnung der Entwicklungs-
hilfe unter politisch-militärische Zielset-
zungen eine deutliche Erschwerung und 
Einschränkung ihrer Arbeit. Sie schaden 
dem Ansehen und der Glaubwürdigkeit der 
NRO als unabhängige und unparteiliche 
humanitäre Akteure. Im Extremfall führt 
dies dazu, dass Hilfsorganisationen von 
Teilen der Bevölkerung als Parteigänger des 
Militärs gesehen und von Aufständischen 
als vermeintlich legitime Angriffsziele ein-
gestuft werden.“3

In einem Brief vom Januar 2013 an Guido 
Westerwelle forderte Ärzte ohne Grenzen 
e.V. den damaligen Außenminister dazu 
auf, „die Vermischung militärischer mit 
humanitären Aufgaben zu beenden.“ Denn 
ansonsten – wie im Brief beklagt wird – 
liefen die humanitären Organisationen 
Gefahr, als „Teil der Militärintervention“ 
betrachtet und somit selbst zur Zielscheibe 
zu werden. Es wird weiter kritisiert: „Sie 
[Westerwelle] missbrauchen das Ansehen 
der humanitären Hilfe, um eine militäri-
sche Intervention unter Beteiligung der 
Bundesregierung politisch annehmbarer zu 
machen.“4

Die Frankfurter Allgemeine berichtete 
schon Ende 2009 über die mögliche Ver-
quickung des Militärischen und Zivilen: 

Der damalige Entwicklungsminister Niebel 
„kündigte an, finanzielle Zusagen für Hilfs-
verbände in Afghanistan an ihre Bereitschaft 
zur Kooperation mit der Bundeswehr zu 
knüpfen. Künftig werde sich die deutsche 
Entwicklungshilfe ,sehr konzentriert dort 
engagieren, wo wir auch militärisch Verant-
wortung tragen‘, sagte Niebel.“5 Wolfgang 
Jamann von der Welthungerhilfe konsta-
tierte damals in einem Interview, dies sei 
eine „Umkehrung dessen, was Entwick-
lungszusammenarbeit leisten soll“, und 
erklärte: „Wir machen diese Erfahrung, 
dass wir besser arbeiten können, wenn wir 
nicht mit militärischen Aktionen identifi-
ziert werden.“6
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Kasten 7: Unabhängigkeit humanitärer Hilfe?
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Bundeswehr als Instrument deutscher Außen- und Sicherheitspoli-
tik die Maßnahmen der Diplomatie, der Wirtschafts-, Finanz- und 
Entwicklungshilfe, der politisch- administrativen Zusammenarbeit 
und der humanitären Hilfe mit ihren Mitteln unterstützen.“214 
So soll die Vernetzte Sicherheit „ressortübergreifend abgestimmte 
Maßnahmen der Diplomatie, der Entwicklungszusammenarbeit, 
der Inneren Sicherheit und weiterer Bereiche“215 ermöglichen. 

Wagner beschreibt die Kernidee des Konzeptes wie folgt: „Vernetzte 
Sicherheit (oder: Zivil-militärische Zusammenarbeit, CIMIC) 
ist das neue außenpolitische Leitbild, nicht nur in Deutschland, 
sondern auch in der Europäischen Union. Die Grundidee dabei 
ist, künftig sämtliche Kapazitäten, völlig egal, ob militärische oder 
entwicklungspolitische, auf Stabilitätsexport und Nation Building 
zu fokussieren. […] Ziel ist es also, die Entwicklungshilfe aktiv für 
sicherheitspolitische Belange einzuspannen, insbesondere, was die 
Begleitung von und die Nachsorge im Anschluss an westliche Mili-
tärinterventionen anbelangt. Denn damit die militärische Stabili-
sierung nur halbwegs Aussicht auf Erfolg hat, ist sie dringend auf 
flankierende zivile Maßnahmen angewiesen.“216 

Von Seiten der deutschen EP wurde die Subsumierung ihrer 
eigentlichen Ziele unter das Konzept der Vernetzten Sicherheit 
ebenfalls vorangetrieben, sodass mittlerweile fast alle Dokumente 
des BMZ das Konzept der Vernetzten Sicherheit nennen.217 Die 
Zusammenarbeit zwischen der deutschen EP und dem militäri-
schen Bereich ist jedoch auch praktisch schon weit gediehen. Im 
Juni 2011 kam es zum Abschluss einer „Kooperationsvereinbarung 
im In- und Ausland“ zwischen der Deutschen Gesellschaft für 
Internationale Zusammenarbeit und dem Bundesministerium der 
Verteidigung. Bezüglich dieser Kooperationsvereinbarung schreibt 
der Politologe Peer Heinelt: „Diese sieht vor, die Truppe mit ent-
wicklungspolitischem Know-how zu unterstützen – etwa durch 
die Bereitstellung GIZ-eigener ,Analyse[n] von Einsatzgebieten‘ 
und die ,Schulung von Soldaten‘ in ,Islam-sensiblem Verhalten‘. 
Teil des Vertrags ist zudem die ,Zusammenarbeit beim Manage-
ment von Baumaßnahmen‘. Umgekehrt läßt die Bundeswehr die 
GIZ im großen Maßstab an ihrer Infrastruktur teilhaben; sie bietet 
deren Mitarbeitern ,vorbereitende Trainings‘ und gewährt ihnen 
Zugang zu ,Einsatzliegenschaften‘, Betreuungseinrichtungen, Ein-
kaufsmöglichkeiten, Feldpost, Transportkapazitäten, notfallmedi-
zinischer Versorgung sowie zu ,Geo- oder Lageinformationen‘.“218

Es ist abzusehen, dass diese zunehmende Ausrichtung und Ver-
knüpfung der Entwicklungs- und Sicherheitspolitik die – seit jeher 
bestehende – interessensgeleitete Selektivität der Entwicklungshilfe 
noch weiter verschärfen wird. „Gelder werden zunehmend nach 
interessengeleiteten Kriterien vergeben, was zu einer doppelten 
Verschiebung führt: Erstens geografisch, weg von ökonomisch 
und/oder strategisch bedeutungslosen Ländern, hin zu Ländern, 
in denen zentrale Interessen durchgesetzt werden müssen (von 
Tansania nach Afghanistan); und zweitens funktional, weg von 
Maßnahmen zur unmittelbaren Armutsbekämpfung hin zu sicher-
heitsrelevanten Bereichen (vom Krankenhäusern zu Sicherheits-
kräften).“219 

7. Schlussworte

Andreas Novy von der Wirtschaftsuniversität Wien stellt die 
These auf: „Nach (200 bis) 500 Jahren kolonialer und imperialer 
Vorherrschaft, bei der Nordamerika und Westeuropa von einer 
expansiven, außenorientierten kapitalistischen Weltentwicklung 
profitierten, wird der Norden erstmals zum Verlierer kapitalisti-
scher Entwicklung.“220 Jüngste Entwicklungen wie die Vereinba-
rung über die Gründung einer BRICS-eigenen Entwicklungsbank 

oder die Stimmverschiebung im traditionell von Industrieländern 
dominierten IWF in Richtung einiger Schwellenländer221 schei-
nen diese Tendenz zu bestätigen.222 Die aggressive Rohstoffpolitik 
Deutschlands und der EU ist vor dem Hintergrund solcher Macht-
verschiebungen – insbesondere gen Asien – und nicht zuletzt vor 
dem Hintergrund der anhaltenden Wirtschaftskrise in den Welt-
wirtschaftszentren zu verstehen. 

Im Angesicht des rasanten Wachstums der chinesischen Wirt-
schaft sehen die europäischen und nordamerikanischen Politeli-
ten ihre geopolitische Vormachtstellung teilweise erodieren. Das 
Eindringen Chinas – etwa durch Landkauf und Wirtschaftshilfe 
– in traditionell europäische (Afrika) und in geringerem Maße in 
US-amerikanische Einflusssphären (Lateinamerika) ist Teil dieser 
rapiden chinesischen Expansion. Bis dato legen sowohl die USA als 
auch China Wert auf einen diskreten Umgang mit der latent zuneh-
menden widersprüchlichen Interessenlage der beiden Mächte. 
Dennoch erklärte US-Präsident Barack Obama im Jahre 2011, 
„höchste Priorität“ habe im Zuge des US-(Teil-)Truppenabzuges 
aus Afghanistan und dem Irak nun die Pazifikregion.223 Alarmieren 
sollte, dass dieser dargestellten Entwicklung – die häufig als Wandel 
hin zu einer multipolaren Weltordnung bezeichnet wird – durch 
die imperialistischen Staaten primär mit militärischer quantitativer 
und qualitativer Aufrüstung begegnet wird. 

Wie oben gezeigt, wurden in den sicherheitspolitisch relevanten 
Dokumenten die Grundlagen dafür gelegt, dass fragile – und roh-
stoffreiche – Staaten im Dienste westlicher Profitinteressen, wenn 
notwendig, militärisch befriedet, entwicklungspolitisch betreut 
und neoliberal reorganisiert werden. Vor dem Hintergrund stra-
tegischer Rohstoffsicherung rücken die Industrieländer – was kei-
nesfalls ein Ende partikularer nationaler Interessenspolitik bedeutet 
– zweckmäßig näher zusammen. So fordert etwa Friedbert Pflü-
ger, ehemaliger Staatssekretär des Verteidigungsministeriums 
und Sprecher auf dem Deutschen Rohstofftag am 11. September 
2013224, von der EU: „Will die EU im Bereich Energie und Roh-
stoffe als Global Player auftreten, muss sie lernen, ihre Interessen 
auf den Schauplätzen der Welt zu definieren und durchzusetzen 
– sprich: eine gemeinsame Energieaußenpolitik entwickeln.“225 
Die verstärkte Einbindung in NATO- und EU-Strukturen macht 
eine deutsche Beteiligung an einer solchen „Energieaußenpolitik“ 
zunehmend wahrscheinlicher. Im Kontext verschärfter Konkurrenz 
um die Verteilung der irdischen Bodenschätze unter den Weltord-
nungsmächten ist zu befürchten, dass dabei die militärische Option 
zunehmende Bedeutung gewinnt. 

Deshalb mehren sich die Befürchtungen, dass das 21. Jahrhun-
dert erneute große Kriege um Rohstoffzugänge und Absatzmärkte 
erleben wird. So sieht etwa Hans Holzinger von der Robert-Jungk-
Bibliothek für Zukunftsfragen die Gefahr eines großen Rohstoff-
krieges in diesem nicht geringer als im vergangenen 20. Jahrhundert, 
„wo in zwei Weltkriegen um den geopolitischen Einfluss auf Roh-
stoffe und Energiereserven gekämpft wurde.“226 Friedbert Pflüger 
kommt sogar zu dem Ergebnis: „Der dominierende Konflikt der 
Weltpolitik im 21. Jahrhundert wird der Kampf um Energie, Roh-
stoffe und Wasser sein. Nationalismus, Kolonialismus und Impe-
rialismus des 19. Jahrhunderts kehren zurück.“227 Tatsächlich liegt 
er wohl richtig, wenn er eingesteht, was oft kaschiert werden soll: 
„Bei genauerem Hinsehen geht es im Kern fast immer um Energie 
und Rohstoffe.“ Sein Resümee ist ein düsteres: „Wir steuern auf eine 
Welt zu, die unausweichlich durch Energiekrisen und -konflikte, 
hoffentlich nicht auch durch Energiekriege, gekennzeichnet sein 
wird.“228 Solche modernen Kriege sind stets – unabhängig davon ob 
rohstoffmotiviert oder nicht – zumindest rohstoffbedingt, ist doch 
die Produktion nahezu aller militärischen Güter nicht nur von Erdöl, 
sondern vor allem auch von Industrierohstoffen abhängig.
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Im Angesicht ihrer Rohstoffimportabhängigkeit, dem wachsen-
dem Konkurrenzdruck und der andauernden Wirtschaftskrise ver-
suchen Deutschland und die EU unterdessen, den Freihandel als 
Wert an sich zu präsentieren: „Bodenschätze sind ortsgebunden 
und – global gesehen – ungleich verteilt. Der weltweite Handel 
von Rohstoffen und Verarbeitungsprodukten ist daher zwingend. 
Deshalb ist für die weltwirtschaftliche Entwicklung ein möglichst 
unbeschränkter, fairer Handel mit Rohstoffen besonders wich-
tig.“229 

Wie gezeigt wurde, ergibt sich die Forcierung des Freihandels 
seitens der EU und damit auch Deutschlands unter anderem aus 
dem spezifischen Interesse, als kapitalstarke und rohstoffimportab-
hängige Staaten einen privilegierten Rohstoffzugang zu erhalten. 
Volker Kauder, Vorsitzender der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, 
betont in nationalistischem Ton: „Deutschland ist die führende 
Industrienation in Europa. […] Die Politik muss die Rahmenbe-
dingungen dafür schaffen, dass deutsche Unternehmen auch in den 
nächsten Jahrzehnten die Nase vorn haben.“230 

Das BMZ schreibt derweil schamlos: „Übergeordnetes Ziel deut-
scher Außen-, Sicherheits- und Entwicklungspolitik ist es, Bei-
träge zu Frieden und Sicherheit weltweit zu leisten.“231 Wie gezeigt 
wurde, steht jede Praxis diesem Anspruch diametral entgegen. 

Die EP schafft im Verbund mit der Außenwirtschaftspolitik 
bevorzugt ein wünschenswertes „Investitionsklima“ und versucht, 
wirtschaftspolitische Reformen hin zur Marktkonformität in den 
Empfängerländern voranzubringen. Diese Herangehensweise 
Deutschlands und der EU zur Sicherung des Zugangs zu den Roh-
stoffen der Entwicklungsländer und deren Märkten ist die präfe-
rierte Option. Es ist nicht zuletzt dieses seit dem Imperialismus und 
Kolonialismus auf informellem Wege – etwa über Verschuldung, 
finanzpolitischen Druck und die Kooptierung lokaler Eliten – 

durchgesetzte Einflussregime, das soziale Widersprüche produziert 
und reproduziert, die häufig in bewaffnete Konflikte münden. Aus 
letzterem Umstand schlägt nicht zuletzt die Rüstungsindustrie im 
wörtlichen Sinne Kapital. 

Innerhalb der Verteilung der Gelder für die EP ist erstens davon 
auszugehen, dass die – nicht neue – Selektivität der Empfängerlän-
der im Kontext knapper Rohstoffe noch erheblich zunehmen wird. 
Zweitens besteht die Tendenz, dass Gelder anstatt zur tatsächlichen 
Armutsbekämpfung für sicherheitspolitische Maßnahmen ver-
äußert werden. Drittens fällt der EP im Falle einer militärischen 
„Befriedung“ – welche die unliebsamere Option darstellt – eine 
mehrfache Rolle zu. Einerseits zur Schaffung von Akzeptanz in 
der okkupierten Region – gerne als „Winning Hearts and Minds-
Strategie“ bezeichnet – und andererseits zur Rechtfertigung der 
Interventionen über humanitäre Diskurse. So liefern insbesondere 
große Teile der Entwicklungsforschung und Politikwissenschaften 
zunehmend den Legitimationsrahmen für militärische Einsätze, die 
als „humanitäre Interventionen“ zur Wahrung der Menschenrechte 
verbrämt werden. 

Richtig erkannt wird in den Ressortübergreifenden Leitlinien für 
den Umgang mit fragilen Staaten, dass deren Fragilität einhergeht 
mit gesellschaftlicher Ungleichheit und Armut.232 Die Ursprünge 
dieser Ungleichheit werden jedoch nicht im maßgeblich von den 
Eliten der Industriestaaten getragenen Weltwirtschaftssystem 
gesucht. Vielmehr sind es ausgerechnet die sozialen und mithin 
militärischen Konflikte, die als Vorwand für Interventionen dienen  
– wirtschafts-, entwicklungspolitischer oder militärischer Art – und 
die dann ebenjenes informelle Regime der Unterordnung der Ent-
wicklungsländer unter die geopolitischen und Kapitalinteressen der 
Industriestaaten sichern und verstetigen.
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